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der BerLiner mieterverein Bittet um ihre unterstützunG
Das MieterMagazin berichtet jeden Monat von neuen Fällen, 
in denen Mieterinnen und Mieter rabiaten Modernisierungs-, 
Mieterhöhungs- und Entmietungsstrategien durch Vermieter 
ausgesetzt sind. Gut für die Betroffenen, wenn sie wissen, wer 
ihr Vermieter ist, um sich angemessen zur Wehr setzen zu 
können. Doch häufig wissen sie es nicht.
Eigentumsverhältnisse sind verborgen in komplexen Gebilden 
aus verschachtelten Unternehmen, untereinander verbunden 
und getragen von Firmen, Investmentbanken und Fonds mit 
Sitz in legalen Steueroasen mit striktem Bankgeheimnis. Kei-
ner hat einen Überblick, wem die Häuser der Stadt gehören.
Die Berliner Tageszeitung „Der Tagesspiegel“ und „Correctiv“, 
ein gemeinnütziges und unabhängiges Recherchezentrum, 
haben eine Kooperation vereinbart und gehen  gemeinsam 
der Frage nach: Wem gehört Berlin? Sie wollen von den Bür ge -
rinnen und Bürgern der Stadt ihre Erlebnisse mit Vermietern 
und deren Namen erfahren, wie stark sich ihre Miete erhöht 
hat und ähnliches. Die Ergebnisse der Datenerhebung fließen 
zurück in die Berichterstattung.
Dabei weisen die Betreiber der Bürgerrecherche-Plattform 
wem-gehoert-berlin.de darauf hin, dass alle Daten mit gro-
ßer Sorgfalt und nach den Regeln der Datenschutzgrundver-
ordnung behandelt werden. Sie unterliegen dem Schutz des 
Redaktionsgeheimnisses und werden verschlüsselt übertra-
gen. Auch werden keine Daten über einzelne Eigentümer 
ver öffentlicht. Der Fokus liegt auf der Eigentümerstruktur 
und den großen Finanzinvestoren und Unternehmen, die 
fragwürdig handeln. Es werden auch keine Dokumente ver-
öffentlicht, die Informationsgeber als Nachweise einreichen.
Es geht einzig darum, Transparenz in den Markt zu bringen. 
Denn Transparenz ermöglicht Handeln: Wer weiß, mit wem 
er es zu tun hat, erfährt mehr über dessen Geschäftsmodell 
und durchschaut die Strategien. Deshalb unterstützt auch der 
Berliner Mieterverein die Plattform wem-gehoert-berlin.de 
und bittet seine Mitglieder und die Leser des MieterMagazin  
um ihre Unterstützung.

mitmachen 
unter

wem-gehoert-berlin.de
wem-gehoert-berlin.de
10 Gründe, warum diese 
recherche wichtiG ist
1. Besitzverhältnisse ihrer wohnung klären
Im Mietvertrag muss nicht stehen, wem das Haus 
gehört, in dem Sie leben. In dem Fall wissen Sie 
nicht, von welchem Eigentümer Sie abhängig sind.
2. informationen für die Politik bereitstellen
Senat und Bezirken fehlt die Übersicht, welchen 
Investoren welche Teile Berlins gehören. Somit 
laufen viele Maßnahmen gegen Immobilienspeku-
lation und Mietsteigerungen ins Leere.
3. Geldwäsche aufdecken
Mit Berliner Immobilien wird viel Geld gewaschen. 
Sind die Eigentümer bekannt, ist das weniger 
leicht möglich.
4. spekulation transparent machen
Die Öffentlichkeit weiß nicht, welche Investoren 
den Berliner Immobilienmarkt besonders anhei-
zen. Wären sie bekannt, könnten die Geschäfts-
praktiken besser reguliert werden.
5 unnötigen Leerstand verhindern
Trotz Wohnungsnot stehen zahlreiche Häuser in 
Berlin leer. Sind die Eigentümer bekannt, lässt sich 
dagegen besser vorgehen.
6. Korruption eindämmen
Beim Hauskauf geht es nicht immer mit rechten 
Dingen zu. Sind die Besitzverhältnisse transparent, 
kann das leichter verhindert werden. 
7. dem staat auf die Finger schauen
Viele Grundstücke und Immobilien gehören dem 
Bund oder der Stadt. Es ist das Recht der Bürger 
zu erfahren, ob und an wen sie verkauft werden.
8. Steuertricks offenlegen
Wegen der hohen Anonymität können manche 
Investoren und Immobilienhändler ihre Steuer-
abgaben vermeiden.
9. Transparenz schaffen, Lösungen finden
Viele Bürger und Initiativen wollen Lösungen für 
die Wohnungskrise diskutieren. Das funktioniert 
nur, wenn sie wissen, wem die Stadt gehört.
10. Geheimhaltung anprangern
In anderen europäischen Ländern sind die Be-
sitzverhältnisse bei Immobilien öffentlich. Ist die 
Geheimhaltung in Deutschland noch zeitgemäß?

https://interaktiv.tagesspiegel.de/wem-gehoert-berlin/
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 Die unter „Leserbriefe“ abgedruck-
ten Beiträge sind Meinungsäuße-
rungen von Leserinnen und Lesern 
zu Berichten im MieterMagazin 
und geben nicht die Meinung der 
Redaktion wieder.

Betr.: MieterMagazin 11/2018, Sei-
te 14, Birgit Leiß: „Bundesgerichts-
hof zur Doppelkündigung – Juristisch 
korrekt, praktisch absurd“

Unselig?

Vielen Dank für das neue Heft und 
die viele Arbeit, die Sie wieder inves-
tiert haben. Unangenehm berührt 
hat mich jedoch die Karikatur auf 
Seite 14. Auch wenn man eine kriti-
che Haltung gegenüber Vermietern 
einnimmt, sollte man sie nicht in ei -
ner Art und Weise darstellen, die 
an unselige Zeiten der deutschen 
Ge schichte erinnert. Der Text ist so 
gut, dass man ihn nicht auf diese Art 
unterfüttern muss. Das haben Sie 
nicht nötig.
S. Pfeiffer per E-Mail

Betr.: MieterMagazin 11/2018, Sei-
te 14, Birgit Leiß: „Bundesgerichts-
hof zur Doppelkündigung – Juristisch 
korrekt, praktisch absurd“

Es ist die Bruttowarmmiete

In Ihrem Artikel heißt es im letzten 
Absatz, dass man bei einer Mietmin-
derung eine Nettokaltmiete nicht 
überschreiten darf. Ich befinde mich 
aktuell in einem Minderungsfall und 
habe an jeder Stelle bisher die Infor-
mation erhalten, dass eine Brutto-
warmmiete nicht überschritten wer-
den darf. Was stimmt denn jetzt?
V. Mühle per E-Mail

Sie haben recht, Frau Mühle. Es han-
delt sich um die Bruttowarmmiete, 
wie der Bundesgerichtshof in sei-
nem Urteil im Jahre 2005 entschie-
den hat (BGH vom 20. Juli 2005 – 
VIII ZR 347/04 –).
Die Redaktion

Betr.: MieterMagazin 9/2018, Sei-
te 21, Katharina Buri: „Studie zu 
sozialräumlicher Spaltung – Bevöl-
kerungsmix in Gefahr?“

Freistellung mit  guten 
Ergebnissen
Die von Ihnen vorgestellte Studie 
zeichnet ein dramatisches Bild, was 
die Wohnverteilung nach Einkom-
men angeht. Ein bezeichnendes Bei -
spiel dafür liefert auch der  Neu köll  -
ner Rollberg. Wie alle im Roll berg 
täti gen Akteure (Stadt und Land, 
Quar  tiersmanagement, Polizeiab-
schnitt 55 und diverse andere)  be  stä-
tigen würden, war dieser Kiez vor der 
Freistellung nach § 30 (2) des Wohn-
raumförderungsgesetzes ein „Ghet-
to“ mit hoher Kriminalitätsrate. Nach 
der Freistellung von der WBS-Erfor-
denis zog (zögerlich) „Mittelstand“ 
in den Rollberg. Wie Ihnen eben-
falls die oben genannten Akteure 
bestätigen können, veränderte sich 
der Kiez in der Folge total positiv, 
weil die Ver mieterin, die Stadt und 
Land, auf ei  ne sozial ausgewogene 
Verteilung der Wohnungen achtete.
Neben der vorrangigen Schaffung 
von Wohnraum für WBS-Berechtig-
te halten wir die erwähnte  sozia le 
Mischung der Mieterschaft für sehr 
wichtig. Leider wird dies durch ein 
Gesetz aus der alten Legislatur ver-
hindert, das 2017 in Kraft getreten 
ist und zur Folge hat, dass zum Bei-
spiel im Rollberg Wohnungen der 
Stadt und Land zu 100 Prozent nur 
noch an WBS-Berechtigte (mit Dring-
lichkeit) vergeben werden können, 
von der das Wohnungsamt auch kei-
ne Ausnahmen zulässt. Der „Segre-
gationsindex“ steigt seitdem hier 
an, der bisher erfolgreiche Bevölke-
rungsmix geht zurück.
Um die seit vielen Jahren erfolgrei-
che sozial ausgewogene Vermie-
tung im Rollberg und anderswo ent-
sprechend der von Ihnen vorgestell-
ten Studie nicht aufs Spiel zu setzen, 
baten wir Frau Senatorin Lompscher 
sowie Politiker aller Parteien um ei-
ne entsprechende Anpassung des 
WoVG – bisher ohne jeden Erfolg.
H.-J. Hassemer per E-Mail
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Hans-Joachim Hemmerling
Der langjährige Bezirksleiter des Bezirks 
Neukölln, Hans-Joachim Hemmerling, 
verstarb nach kurzer aber schwerer 
Krankheit. Hans-Joachim Hemmerling 
war seit August 2009 Mitglied im Ber-
liner Mieterverein und von April 2013 
bis Juni 2017 in der Bezirksleitung in 
Neukölln. Er engagierte sich neben 

seiner Arbeit im Bezirk auch als Mandatsprüfer für den 
Mieterverein. Seinen unbedingten Willen, für die Sache 
der Mieter zu kämpfen, haben wir stets bewundert, seine 
aufgeschlossene und interessierte Art hat die Zusammen-
arbeit immer bereichert. Wir vermissen ihn.   
Dr. Rainer Tietzsch, Vorsitzender, 
Dr. Jutta Hartmann und Wilhelm Laumann, 
Bezirksleitung Neukölln
Reiner Wild, Geschäftsführer
MieterMagazin 12/2018
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Gesichter
Ausstellung mit Arbeiten 
von Klaus W. Hensel

im Beratungszentrum 
Südstern, Hasenheide 63, 
u Südstern, zu den üb-
lichen Öffnungszeiten
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Beratung zu Weihnachten 
und Neujahr 2018/2019
Geschäftsstelle und alle Beratungszentren  bleiben am 
Heiligabend, am 1. und 2. Weih nachts feiertag sowie 
Silvester und Neujahr geschlossen. Von Donnerstag, 
den 27. Dezember bis Samstag, den 29. Dezember 
2018 öffnen wir für Sie zu den üblichen Sprechzeiten. 

Alle weiteren bezirklichen Beratungsstellen (siehe 
 Seite 32) bleiben vom 24. Dezember 2018 bis ein-
schließlich 1. Januar 2019 geschlossen.
 Berliner Mieterverein bei Facebook  
 https://www.facebook.com/BerlinerMieterverein/
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iss Änderung Ihrer persönlichen Daten
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder Ihr Nach-
name   hat sich geändert? Sie können im Internet die 
 persönlichen  Daten Ihrer Mitgliedschaft ändern und 
dem Berliner Mieter verein  online mitteilen: 
https://service.berliner-mieterverein.de/service
MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den Online-Nutzern des Mieter-
Maga zins gehören wollen, dann registrieren Sie sich 
unter https://service.berliner-mieterverein.de/service
Telefonische Kurzberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhalten Sie als  Mit  -
glied eine telefonische Kurzberatung – schnell und 
unbüro kratisch. Mehr zu diesem Service auf Seite 32.
Telefonberatung: S 030-226 26-152
rMa
Vorstandssprechstunde 
Der ehrenamtliche Vorstand des Berliner Mie ter vereins 
bietet eine Sprechstunde für Mitglieder an. Gerne stellt sich 
der  Vorstand den Fragen und  An regungen der Mitglieder. 

Nächste Termine: 28. Januar und 25. Februar 2019. 

Eine Anmeldung ist bis 14 Tage vor dem Termin 
unter S 030-226 26-120 erforderlich.

Dr. Rainer Tietzsch (Vorsitzender), 
Dr. Jutta Hartmann (Schatzmeisterin), 
Gundel Riebe (Schriftführerin)
gazin 12/2018
Zum  
Jahresende

Wir wünschen Ihnen 
ein frohes Fest und für 

das Jahr 2019 Glück, 
Gesundheit, Erfolg.

Vorstand und Ge-
schäftsführung des 

Berliner Mietervereins 
sowie die Redaktion 
des MieterMagazins
Die Bezirksgruppe Reinickendorf lädt ein zur 

„Mittwochsrunde“ 
am 5. Dezember 2018, 19 bis 21 Uhr

Themen: Rauchmelder: Was Mieter wissen sollten, 
sowie Mietrechtsprobleme und Wohnungspolitik in 
 Reinickendorf (keine individuelle Rechtsberatung)

am 2. Januar 2019, 19 bis 21 Uhr

Themen: Jahresrückblick: Was hat der Bundesgerichts-
hof 2018 zum Mietrecht entschieden?
sowie: Mietrechtsprobleme und Wohnungspolitik in 
 Reinickendorf (keine individuelle Rechtsberatung)

Beide Treffen im Familientreff Wittenau, Oranienbur-
ger Straße 204, Ecke Roedernallee, nahe u Wittenau 
(250 m Fußweg) und S-Bhf. Wittenau (400 m Fußweg)
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Die Bezirksleitung Mitte lädt ein: 

„Wohnen, ein Menschenrecht – 
Utopie oder Realität?“ 
Dürfen Investoren das Gemeinwohl legal schädigen?

am Dienstag, den 11. Dezember 2018, 18 Uhr

mit Dr. Eva Högl, MdB, stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende der SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag

Wie schützt das Bezirksamt die Bürger vor 
Verdrängung und unzumutbaren sowie 
krankmachenden Wohnbedingungen?
am Donnerstag, den 10. Januar 2019, 18 Uhr

mit Bezirksstadtrat Ephraim Gothe, stellvertretender 
Bezirksbürgermeister von Berlin-Mitte

Auch interessierte Mieterinnen und Mieter aus anderen 
Bezirken sind herzlich eingeladen. Beide Veranstaltun-
gen finden statt in der Begegnungsstätte der Volkssoli-
darität, Torstraße 190, 10119 Berlin.
5
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Wo hört der 
Daten  schutz 
auf, wo fängt 
die Geheimnis-
tuerei an?
Im Oktober ging eine aufgeregte 
Diskussion durch die Medien: Ver-
bietet der Datenschutz die Namens-
nennung auf Klingelschildern? Die 
Datenschutzbeauftragten sagen 
eindeutig: nein.

Die seit Mai 2018 geltende europä­
ische Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO) hat schon für manche Ver­
wirrung gesorgt. Weil ein Wiener 
Mieter meinte, die Nennung seines 
Namens auf dem öffentlich sichtba­
ren Klingelschild sei ein Verstoß ge­
gen die DSGVO, will die Hausverwal­
tung „Wiener Wohnen“ bei ihren 
220 000 Wohnungen alle Na mens­
childer durch Nummern ersetzen.
In den Boulevard­Medien war der 
Aufschrei über diesen „Datenschutz­
Irrsinn“ groß. In der Aufregung hat­
te man offenbar vergessen, diejeni­
gen zu fragen, die sich mit solchen 

DSGVO cONtra NaMeNSSchIl

Klingelstreich mit d
6

„Wir sind noch 
nicht bei der 
vollen Schlagzahl 
beim Neubau 
angekommen“: 
Finanzsenator 
Matthias Kol  latz 
und Stadt ent wick-
lungssenatorin 
Katrin lompscher
Fragen auskennen. Die Stadt Wien 
steht mit ihrer Rechtsauffassung 
nämlich alleine da. „Die  Installation 
von Klingelschildern mit den Namen 
ihrer Mieterinnen und Mieter ist in 
aller Regel zulässig und berührt kei­
ne datenschutzrechtlichen Vorgaben“
sagt die  Berliner Datenschutzbeauf­
tragte Maja Smoltczyk. Ihre Bundes
Kollegin Andrea Voßhoff ergänzt: 

„Das Ausstatten der Klingelschilder 
mit Namen für sich genommen stellt 
weder eine automatisierte Verarbei­
tung noch eine tatsächliche oder be­
absichtigte Speicherung in Datei­
systemen dar.“ Sprich: Die DSGVO 
greift hier nicht, und alles kann blei­
ben, wie es ist.
Nach wie vor kann ein Mieter aber 
verlangen, dass sein Name nicht auf 
dem Klingelschild auftaucht. Der 
Name wird dann durch die Woh­
nungsnummer oder ein Kürzel er­
bedeutend
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setzt. Bei der Postzustellung oder 
bei der Erreichbarkeit in Notfällen 
sollte man allerdings mit Problemen 
rechnen. 
Jens Sethmann
er lokaler Wirtschaftsfaktor
Die sechs landeseigenen Wohnungs-
baugesellschaften bauen nicht nur 
bezahlbaren Wohnraum,  sondern 
stärken auch die Berliner Wirtschaft, 
so ein Wertschöpfungsbe richt des 
Pestel-Instituts.

Degewo, Gesobau, Gewobag, Ho­
woge, Stadt und Land sowie WBM 
haben im Berichtsjahr 2016 insge­
samt 1,2 Milliarden Euro für Investi­

PeStel-UNterSUchUNG

Städtische sind ein 

tionen, Güter und Dienstleistungen 
ausgegeben und knapp 500 Millio­
nen Euro an Abgaben, Zinsen und 
Steuern abgeführt. Von jedem aus­
gegebenen Euro bleiben 75 Cent in 
Berlin, entweder als Aufträge an Ber­
liner Unternehmen oder als Abgaben 
an die Landeskasse. „Das ist ein Spit­
zenwert“, sagt Karin Janssen vom 
Pestel­Institut.  
Die Aufträge, Lohnzahlungen und 
Steuern der landeseigenen Woh­
nungsunternehmen lösen eine wei­
tere Nachfrage nach Arbeitskräften, 
Produkten und Dienstleistungen aus. 
Diesen Wertschöpfungseffekt bezif­
fert die Studie auf 2,1 Milliarden Eu­
ro bundesweit, davon 1,2 Milliarden 
Euro in Berlin. Die Landeseigenen ha ­
ben 3400 eigene Beschäftigte und 
 sichern in der Berliner  Wirtschaft 
17 000 weitere Arbeitsplätze. 
„Die Bevölkerung verspricht sich et­
was von den landeseigenen Unter­
nehmen“, weiß Finanzsenator Mat­
thias Kollatz. Er kündigt eine Erhö­
hung der kommunalen Investitions­
tätigkeit an: „Wir sind im Neubau 
noch nicht bei der vollen Schlagzahl 
angekommen. Die landeseigenen 
Wohnungsunternehmen werden 
dazu beitragen, den Aufschwung zu 
vertiefen und zu verlängern.“
Leider fallen die öffentlichen Ver­
mieter immer mal wieder mit einer 
Wertschöpfung der anderen Art auf: 
So bot die Degewo im November 
eine Dachgeschosswohnung in der 
Buschkrugallee zu einer Nettokalt­
miete von 10,95 Euro pro Quadrat­
meter an – weit über dem Miet­
spiegel­Oberwert und auch über 
der Kappung der Mietpreisbremse. 
Wegen einer durchgeführten Mo­
dernisierung mag die Miethöhe 
zwar mietrechtlich zulässig sein, zu 
einem Unternehmen, das mit seiner 
sozialen Verpflichtung wirbt, passt 
das jedoch nicht.
Jens Sethmann
MieterMagazin 12/2018
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Steigende Perso-
nalkosten führen 
bei der Stadtreini-
gung zu steigen -
den Müllentsor-
gungskosten
Vor Kurzem hat der  aufsichtsrat 
der BSr die neuen  tarife für Müll-
abfuhr und Straßenreini gung für 
2019/2020  beschlossen.* als Grund 
für die erhöhungen werden wieder 
die tarifabschlüsse für den öffent-
lichen Dienst – die Personalkosten 
machen inzwischen mehr als die 
hälfte der Gesamtkosten aus – und 
die einführung der Bio-Pflichttonne 
genannt.

Die Tariferhöhung der Müllabfuhr ist 
moderat. Für die grauen Restmüll­
behälter steigen sie um 2,20 Euro 
pro Jahr für die 60­Liter­Tonne mit 
14­täglicher Leerung, die 1100­Liter­
Behälter mit wöchentlicher Leerung 
werden um 72,80 Euro teurer. Die 
Bio­Tonne, ab 2019 für alle Kunden 
verpflichtend, wird preiswerter. 

BSr-tarIFe

Die Gebühren 
steigen moderat
MieterMagazin 12/2018
Für die 14­tägliche Entleerung ei­
ner 120­Liter­Bio­Tonne sinkt der 
Tarif pro Jahr um 6,20 Euro auf 48 
Euro, bei der 240­Liter­Tonne sogar 
um 6,68 auf 54 Euro. Der Ökotarif 
(Grundpreis) erhöht sich um 6 Euro 
pro Haushalt und Jahr oder um 50 
Cent pro Monat, womit die Auswei­
tung der Biotonne finanziert und 
eine Gleichbehandlung aller Berli­
ner Haushalte sichergestellt werden 
soll. Der Grundtarif beträgt dann in 
Berlin 31,56 Euro pro Haushalt. 
ket mit Sc
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Die Tarife für die Sperrmüllabfuhr 
sowie die Müll­ und Laubsäcke än­
dern sich nicht. Die Wertstofftonne, 
die Nutzung der Recyclinghöfe und 
die Entsorgung der Weihnachtsbäu­
me bleiben kostenfrei. 
Im bundesweiten Vergleich liegen 
die BSR­Tarife noch immer weit un­
ter dem Durchschnitt. Die Leerung 
einer 1100­Liter­Restmülltonne kos­
tet zum Beispiel in München 441,48 
Euro, in Berlin nur 285,46 Euro. 
Rainer Bratfisch

* Die Tarife ste­
hen noch unter 
dem Vorbehalt 
der Genehmi­
gung durch die 
Preisprüfungsbe­
hörde des Senats.
hönheitsfehlern 

Der Wechsel des Stromanbieters ist 
eigentlich kinderleicht und ohne ri-
siko. Doch wer hat schon die Zeit 
und die Muße, unzählige tarife zu 
durchforsten und dann rechtzeitig 
den Vertrag zu kündigen, um wie-
der eine Prämie für den Neukun-
den zu kassieren? Seit einigen Jah-
ren bieten daher automatische tarif-
optimierer ihre kosten losen Diens-
te an. 

StrOMWechSel-BOtS 

rundum-Sorglos-Pa
L Untersuchungs­
bericht „Wechseln 
lassen statt selber 
wechseln“ der 
Verbraucherzentra­
le Niedersachsen: 
www.markt
waechter-energie.
de/wp-content/
uploads/2018/05/
Untersuchungs
bericht _ Wechsel
services.pdf

Verbraucher kön-
nen jetzt den güns-

tigsten anbieter 
ermitteln lassen
Anders als Vergleichsportale wie Ve­
rivox oder Check 24 ermitteln die so­
genannten Wechsel­Bots nicht nur 
den günstigsten Stromlieferanten, 
sondern übernehmen auch den Wech­
selvorgang inklusive  Kommunikation 
mit dem Versorger. Darüber  hinaus 
werden Verträ ge  kontinuierlich opti­
miert, das heißt die Preise überwacht 
und gegebe nenfalls ein Wech sel ein­
geleitet. „Stromvergleich per Autopi­
lot“ nennt man das bei „Switch Up“: 

„Wir sind sozusagen für die Beque­
men da, die sich um nichts kümmern 
wollen“, sagt Céline Iding vom 2015 
gegründeten Unternehmen. 
Hier verspricht man, unseriöse Billig­
stromanbieter auszusortieren und 
bietet darüber hinaus einen Rechts­ 
und Insolvenzschutz. Der Service 
ist kostenlos. Die  „Tarifaufpasser“ 
bekommen dafür eine Provision von 
den Stromanbietern – die  jedoch 
nicht von den Kundenboni abgeht. 
Ein Berliner Zweipersonenhaushalt 
mit einem jährlichen Verbrauch von 
3500 Kilowattstunden könne allein 
durch den Wechsel des Stromanbie­
ters 374 Euro sparen. „Viele schät­
zen die mögliche Ersparnis signifi­
kant niedriger ein“, sagt Céline Iding. 
Am teuersten ist meist der Grund­
versorger, bei dem immer noch fast 
ein Drittel aller Haushalte ist. Bei 
SwitchUp kann man auch Präferen­
zen angeben, etwa ob man Öko­
Strom bevorzugt. 
Die Verbraucherzentrale Niedersach­
sen, die kürzlich sieben Wechsel­
dienstleister ausführlich untersucht 
hat, bemängelt allerdings intrans­
parente Bewertungsmaßstäbe und 
teilweise falsche Versprechungen. 
Nicht in jedem Fall werde der güns­
tigste Preis ermittelt. Zudem sind 
einige Wechselhelfer kostenpflichtig. 

„Wechselfuchs“ beispielsweise kas­
siert 20 Prozent der erzielten Einspa­
rung, bei „eSave“ sind es sogar 30 
Prozent.                          Birgit Leiß
7
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Armut hat viele Gesichter und un-
terschiedliche Ursachen. Das zeigt 
der dritte Schattenbericht der Nati-
onalen Armutskonferenz (nak), ei-
nem Bündnis von Organisationen, 
Verbänden und Initiativen, die sich 
für eine aktive Politik der Armuts-
bekämpfung engagieren. Er gibt ei-
nen Überblick über den armutspoli-
tischen Handlungsbedarf und lässt 
von Armut Betroffene direkt zu 
Wort kommen.

Über die Definition von Armut wird 
seit Jahren gestritten. Susanne Gons ­
wa, Sprecherin der Nationalen Ar­
mutskonferenz: „Armutsgefährdet 
ist nach den Standards der EU jeder 
Bürger, der über weniger als 60 Pro­
zent des mittleren Einkommens einer 
repräsentativen Stichprobe verfügt.“ 
Zum Einkommen gehören auch Sozi­
alleistungen wie das Wohngeld. In­
dikatoren für Armut sind unter an­
derem überhöhte Mieten, Über­
schuldung, schlechte Ernährung und 

ErWErBSArmUt

trotz Arbeit arm und
8

Beim mieter E
kommen die Vor -
    teile eines woh-

nungs  nah erzeug-
ten Stroms nicht an
keine Möglichkeit, sich im Krisenfall 
kurzfristig Geld zu leihen. 
In Deutschland nimmt die Erwerbs­
armut dramatische Ausmaße an. 
Lag der Anteil der arbeitenden Ar­
men an der Gesamtzahl der Erwerbs­
tätigen 2014 noch bei 9,6 Prozent, 
betrug er zwei Jahre später bereits 
16,5 Prozent – obwohl Wirtschaft 
und Arbeitsmarkt boomen. Heute 
leben in Deutschland rund 16 Pro­
zent der Bevölkerung an der Grenze 
zur Armut. In Berlin sind es 21,4 Pro­
zent. 1995 arbeiteten 18,7 Prozent 
der Beschäftigten im Niedriglohn­
bereich – heute sind es über 25 Pro­
zent. Armut trifft besonders Arbeits­
lose, Alleinerziehende, Kinder, Ju­
gendliche und Rentner.  
Die nak fordert unter anderem den 
Bau von 400 000 Wohnungen pro 
Jahr, davon mindestens 150 000 
preiswerte Wohnungen und Sozial­
wohnungen, und die Festle gung 
 realistisch angemessener Wohn kos­
ten in der Grundsicherung, denn die 
traktiv
werden viel zu knapp berechnet – 
betroffene Haushalte zahlen durch­
schnittlich 80 Euro monatlich hinzu, 
da sie keine Wohnung zu „ange­
messenen Kosten“ finden.
Der Bericht der nak hat den Titel 

„Armut stört“. Natürlich: Sie „stört“ 
die Betroffenen, beeinträchtigt be­
ziehungsweise verhindert deren Teil­
habe an der Gesellschaft. Sie sollte 
jedoch vor allem die Politiker stören. 
Armut geht alle an. Eine Überarbei­
tung der Methoden des Armuts­ und 
Reichtumsberichts, wie sie die SPD­
Vorsitzende Nahles vorschlägt, reicht 
da nicht.
Rainer Bratfisch

L Weitere 
Informationen:
www.nationale-
armutskonferenz.
de/veroeffent
lichungen/
schattenbericht

In Berlin lebt j
der Fünfte an d
Grenze zur Arm
Das im Juli 2017 in Kraft  getretene 
Gesetz zur Förderung von mieter-
strom sollte den Ausbau von Solar-
energie auf Wohngebäuden voran-
treiben und die mieter mit preis-
wertem Ökostrom versorgen. Die 
Praxis hat inzwischen gezeigt, dass 
zwar die Anlagenbetreiber durch-
aus finanzielle  Vorteile haben, die 
mieter jedoch nur in Ausnahmefäl-
len in den Genuss eines attraktiven 
Strompreises kommen.

Installieren Vermieter oder deren 
Kooperationspartner auf dem Dach 
oder an der Fassade ihres Hauses ei­
ne Fotovoltaik­Anlage, können sie 
für die Stromlieferung mehrere Vor­
teile in Anspruch nehmen. Es  fallen 
keine Netzentgelte an und für die Ein­
speisung des überschüssigen Stroms 
gibt es die gesetzliche Einspeisever­

mIEtErStrOm

Wirtschaftlich unat

gütung. Zudem gibt es einen Mie­
terstromzuschlag. Die Mieter jedoch 
zahlen für den Mieterstrom nach wie 
vor die volle EEG­Umlage. 
„Mieterstrom bleibt wirtschaftlich 
unattraktiv, der Einzug der Energie­
wende in die Städte wurde bislang 
verpasst“, stellt ein Bündnis von elf 
Verbänden fest, zu dem auch der 
Deutsche Mieterbund gehört. Noch 
immer wird Mieterstrom  anders als 
Eigenverbrauch definiert und berech­
net. Das Modell des „Lokalstroms“ 
könnte bürokratische Hürden besei­
tigen, so die  Verbände. Die engen 
Begrenzungen für die Lie ferung und 
den Verbrauch von Mie terstrom auf 
die „unmittelbare räum liche  Nähe“ 
sollten erweitert und Contracting­
Modelle mit Drittanbietern ermög­
licht werden. „Die  Bundesregierung 
muss nachjustieren, wenn Mieter­
strom ein Er folgsmodell werden 
soll“, so Lukas Siebenkotten vom 
Deutschen Mieterbund.  
Rainer BratfischFo
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Fasanenstraße 64: 
das Haus leer 

gezogen, Abriss-
antrag wegen Leer-

stands beantragt
FASANENStrASSE 64

Irgendwie bekannte
Der Abriss von preiswertem Wohn-
raum, kombiniert mit sogenannten 
Verwertungskündigungen, scheint 
in mode zu kommen. Jüngster Fall: 
die Fasanenstraße 64 mit 40 Klein-
wohnungen unter 200 Euro. 

Im Juni 2017 haben alle verbliebe­
nen Mieter eine Kündigung wegen 
Hinderung angemessener wirtschaft­
licher Verwertung bekommen. Ge­
nau wie im Fall des Komplexes Ha­
bersaathstraße 40­48 in Mitte war 
wenige Monate zuvor noch eine 
Modernisierung angekündigt wor­
den, mit Mietsteigerungen von über 
5 Euro pro Quadratmeter im Monat. 
Die Folge: Viele zogen aus, zumal es 
Abfindungsangebote im sechsstelli­
gen Bereich gab. In der Kündigung 
hieß es prompt, eine Kostendeckung 
könne auch angesichts des hohen 
Leerstands nicht herbeigeführt wer­
den. Abriss und Neubau seien die 

„einzig wirtschaftliche ver tretbare 
Möglichkeit der Ver wer tung“. 
Interessant ist, dass das Gutachten, 
das einen Sanierungsbedarf von 4,6 
Millionen Euro errechnet hat, vom 
MieterMagazin 12/2018

Keine moder- E
nisierung nach 
Auf  kauf durch 
die Gewobag: 

Woh nungen 
am Goldhähn-

chenweg
gleichen Sachverständigen wie im Fall
der Habersaathstraße stammt: Prof. 
Dr. Manfred Puche. Dabei strotzt das
vorgelegte Gutachten nur so von Un­
gereimtheiten, angefangen von der 
Behauptung, es sei nach der Mo der­
nisierung lediglich eine An passung an
die Vergleichsmiete möglich bis zum
angeblich katastrophalen Zustand 
des Sechsgeschossers aus dem Jahre 
1967. „Die Wohnungen sind in Ord­
nung, erst vor ein paar Jahren haben 
wir neue Isolierglasfenster bekommen
und die Fassade wurde gedämmt“, 
berichtet ein Mieter.  
Bleibt zu hoffen, dass das Bezirks­
amt Charlottenburg­Wilmersdorf 
dem Investor einen Strich durch die 
Rechnung macht. Die Baugenehmi­
gung für das geplante Wohnhaus 
wurde zwar bereits erteilt – eine 
reine Formsache – doch über den im 
Oktober 2017 gestellten Abbruch­
antrag ist noch nicht entschieden, 
wie Baustadtrat Oliver Schruoffen­
eger (Bündnis 90/Die Grünen) er­
klärte. Wird der Abriss abgelehnt, 
kann selbstverständlich auch das 
Neubauvorhaben nicht umgesetzt 
 DUrcH WBm U

len Hände
werden, erklärt Schruoffeneger
Vom Eigentümer, der „PRIMUS 
Projekt Fasanenstraße 64 GmbH“, 
die das Objekt erst kürzlich von 
der „Abakus Projekt Fasanenstraße 
GmbH“ übernommen hat, war bis 
Redaktionsschluss keine Stellung­
nahme zu erhalten. Geschäftsfüh­
rer Klaus Peter Prokop zeigte sich 
zunächst gesprächsbereit, sagte 
dann aber einen Termin ab. 
Birgit Leiß
ND GEWOBAG 

n

Fo
to

: S
ab

in
e 

M
it

te
rm

ei
er
Der städtische Wohnungsbestand 
ist auf einen Schlag um 913 Woh-
nungen angewachsen. In einem Bie-
terverfahren setzten sich die landes-
eigenen Wohnungsbaugesellschaf-
ten Gewobag und WBm (Wohnungs-
baugesellschaft mitte) beim Kauf 
durch. 

Bisher gehörten die Wohnungen im 
Neuköllner Ortsteil Buckow zwei ge­
schlossenen Fonds, die von der DIM 
(Deutsche Immobilien Management) 
verwaltet wurden. Die 485 Wohnun­
gen, die an die Gewobag gehen, 
be  finden sich größtenteils im Gold­
hähnchenweg. 
Diese Wohnanlage wurde in den 
1970er Jahren errichtet und ist 

ANKAUF VON 900 WOHNUNGEN

Wieder in kommuna
in  einem guten Zustand. Modernisie ­
r un gen sind daher nach Aussage der 
Gewobag nicht geplant. Die Woh­
nungsbaugesellschaft Mitte über­
nimmt aus dem An kaufpaket 428 
Wohneinheiten rund um die Kesten­
zeile. „Somit geht zum Januar 2019 
ein weiteres zusammenhängendes 
Quartier mit  Entwicklungspotenzial 
in den Be stand des landeseigenen 
Wohnungsbauunternehmens über“, 
heißt es in einer gemeinsamen Pres­
seerklärung. 
Auf die Frage nach dem derzeitigen 
Mietniveau wollte die Gewobag al­
lerdings nicht antworten. Auch über 
den Kaufpreis hüllen sich die Betei­
ligten in Schweigen. Ironie der Ge­
schichte: Das Land Berlin hat damit 
Wohnanlagen zurückgekauft, die sie 
einst veräußert hatte. 
Birgit Leiß
9
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Berlin hat seit über zwei Jahren ein 
neues Hundegesetz. Ab kommen­
dem Jahr soll nun endlich auch die 
allgemeine Leinenpflicht gelten. Wer 
nachweist, dass er seinen Vierbei­
ner kennt und ihn im Griff hat, der 
darf ihn aber auch mal laufen las­
sen. 

Allgemeine Leinenpflicht und Sach­
kunde sind zentrale Stichworte in 
der neuen Durchführungsverord­
nung für das bereits 2016 beschlos­
sene Hundegesetz. Damit tritt es ab 
dem 1. Januar 2019 nun endlich in 
vollem Umfang in Kraft – und ver­
langt, die Vierbeiner im gesamten 
öffentlichen Raum an die Leine zu 
nehmen. Mit Ausnahmen: So  dürfen 

„Bestandshunde“, die schon vor der 
Erlassung des Gesetzes im Haushalt 

HundeGesetz

An die Leine
10

die Mieter  haben 
sich an der Wert­
  steigerung des 
Hau ses finan ziell 
zu beteiligen – 
meint der Vermieter
gelebt haben und nicht auffällig ge­
worden sind, auf Brachflächen und 
unbelebten Straßen und Plätzen 
auch mal frei herumlaufen. 
Wer einen „Hundeführerschein“ ab­
legt und so nachweist, dass er was 
von seinem Tier und dessen Haltung 
versteht, soll ebenfalls das Recht be­
kommen, es ab und zu von der Leine 
zu lassen. Diese Sachkunde wird ge­
nau geprüft, in einem theoretischen 
und einem praktischen Test. Die 
unGsuMLAGe 
Theorieprüfung muss der Hun  de  be­
sitzer bei seinem zustän di gen Be­
zirksamt ablegen. Den praktischen 
Teil der Prüfung führen Hundeschu­
len in  einer ein­ bis zweistündigen 
Prüfung durch.
Umsonst gibt es den „Hundeführer­
schein“ nicht: Halter müssen mit 
etwa 60 Euro rechnen. Allerdings 
droht bei Verstößen gegen das Ge­
setz ein Ordnungsgeld von 25 Euro. 
Rosemarie Mieder
Manche Hauseigentümer haben 
recht eigenwillige Rechtsauffassun­
gen. doch dass sich Mieter an den 
Kosten für die Wertsteigerung einer 
Immobilie beteiligen sollen und bei 
Ablehnung die Kündigung bekom­
men, dürfte einmalig sein. 

„Der Mieter hat keine Rechte, den 
Luxus zu nutzen und ihn nicht zu 
bezahlen. Das wäre ansonsten nach 
StGB Betrug“, schrieb der Hausei­
gentümer, ein älterer Herr, der in 

MIeteRHöHunG WeGen sAnIeR

Absurde Premiere 

Hamburg lebt. Nun ging es in die­
sem Fall nicht um Luxus, sondern 
um den sogenannten Ausgleichsbe­
trag, der in Sanierungsgebieten von 
der öffentlichen Hand erhoben wird, 
weil der Wert der privaten Liegen­
schaft durch die öffentlichen Sanie­
rungsmaßnahmen gestiegen ist. Der 
Vermieter der Lychener Straße 24 
glaubte nun, diese Kosten auf seine 
Mieter abwälzen zu können und ver­
schickte Mieterhöhungen, in denen 
der festgesetzte Ausgleichsbetrag 
von rund 115 000 Euro mit 11 Pro­
zent auf die Miete umgelegt wur­
de. Um über 50 Euro, je nach Grö­
ße, sollen sich die Wohnungen mo­
natlich verteuern. Zwei Mieter, die 
sofort Widerspruch einlegten, erhiel­
ten postwendend die fristlose Kündi­
gung. Begründung: „Verweigerung 
der staatlich verursachten Erhöhung 
der Gebäudenebenkosten.“ 
Beim Berliner Mieterverein war man 
empört über dieses abstruse Vor­
gehen. Denn eine Modernisierung 
setzt Maßnahmen des Vermieters 
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an Haus oder Wohnung voraus, wie 
Rechtsberaterin Marion Caspar er­
klärt: „Die vom Senat durchgeführ­
te Sanierung der Straße ist nach Pa­
ragraf 154 Baugesetzbuch aus­
schließlich vom Eigentümer zu zah­
len.“ Das sieht man bei Senat und 
Bezirk genauso. „Die  Umlage des 
Ausgleichsbetrages auf die  Mie te 
ist rechtswidrig und entbehrt jeder 
rechtlichen Grundlage“, so Vollrad 
Kuhn, Baustadtrat von Pankow. Ei­
nen solchen Fall habe man noch 
nie erlebt, heißt es bei Bezirk und 
Senat. 
Von Amts wegen können die Mieter 
keine Unterstützung erwarten. Man 
könne sich in privatrechtliche Ange­
legenheiten nicht einmischen, sagt 
der Baustadtrat Kuhn. Warum man 
dem eigenwilligen Eigentümer aber 
nicht in einem Schreiben die Sach­
lage erläutern kann, bleibt unklar. 
Den unnö tigen Rechtsstreit muss 
also nun jeder Mie ter für sich aus­
fechten. 
Birgit Leiß
MieterMagazin 12/2018
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Alte Jakobstraße 
145: stellt die 
eigentümerin 
IG  Metall wirklich 
die ethik über 
die „Monetik“?
IG MetALL 

Hohe Mieten 
nach Moder­
nisierung 
darf man von einer Gewerkschaft 
einen sozialen Anspruch erwarten, 
wenn es um ihren  Immobilienbesitz 
geht? Bei der IG Metall sind da 
zweifel angebracht. 

Kürzlich fand im IG­Metall­Haus 
in der Alten Jakobstraße 149  unter 
dem Motto „Ethik statt Monetik“ 
der Berliner Sozialgipfel statt.  Eine 
der Hauptforderungen, die auch 
vom gewerkschaftlichen Dachver­
band DGB unterzeichnet wurde: 
bezahlbarer Wohnraum. 
Mit ihren eigenen Immobilien ist die 
IG Metall diesbezüglich bereits zwei­
mal negativ aufgefallen. So wurde 
vor einigen Jahren ein Wohnhaus 
aus dem Jahre 1859 in der Alten 
 Jakobstraße 145, Ecke Neuenburger 
Straße 9 saniert – und die Wohnun­
gen anschließend zu Quadratmeter­
preisen von 10,50 bis 13,50 Euro 
neu vermietet. Lediglich für die bei­
den Altmieter konnte dank  eines 
Sozialplanverfahrens im Sanierungs­
gebiet Südliche Friedrichstadt eine 
günstige Miete ausgehandelt wer­
den. 
Der Rest des Hauses stand weitge­
hend leer, wobei sich der Verdacht 
aufdrängt, dass man die Wohnun­
gen gezielt nicht mehr vermietet hat­
te, um lästige Mietpreisbeschränkun­
gen bei Neuverträgen zu vermeiden. 
„Wir haben niemanden raussaniert“, 
sagt Sprecherin Ingrid Gier von der 
Igemet, die den Immobilienbesitz 
der Gewerkschaft treuhänderisch 
verwaltet. Den hohen Leerstand be­
gründet sie mit dem  schlechten Zu ­
stand des Hauses: Außenklo, einge­
stürzte Decken, Schwamm. Doch 
der ist hausgemacht, denn die IG 
Metall ist seit Jahrzehnten Eigentü­
merin. 
Die happigen Preise bei der Neuver­
mietung hält die IG Metall für orts­
üblich – ungeachtet der Tatsache, 
dass der bei der Vermietung gültige 
Mietspiegel für die großen Wohnun­
gen einen oberen Spannenwert von 
MieterMagazin 12/2018
6,10 Euro pro Quadratmeter vorsah 
(im aktuellen Mietspiegel 8,41 Euro). 
Dabei versteigt man sich zu  einer 
abenteuerlichen Interpretation. 

„Der Zustand des Hauses ist nach 
der Sanierung und zum Zeitpunkt 
des Neubezugs im Jahr 2016 in der 
Bausubs tanz neuwertig – das heißt 
einem Neubau gleichzusetzen“, 
heißt es in einer Stellungnahme. 
Ziel des Im mo bilien besitzes, so er­
klärt die Spreche rin, sei zwar „kei­
ne Riesenrendite“, aber man müs­
se mit den Mitgliedsbeiträgen sorg­
sam umgehen und zumindest Kos­
tendeckung erzielen. 
Zweiter Streitpunkt ist das Bürohaus, 
das die IG Metall neben ihrem Ge­
bäude an der Linden­, Ecke Alte Ja­
kobstraße bauen will. Darüber gibt 
es Streit mit dem Bezirk, denn die 
Sanierungsziele sehen hier Wohnun­
gen vor. Die IG Metall argumentiert, 
man brauche zusätzliche Räume für 
die gewerkschaftliche Arbeit. „Wa­
rum geht sie hier nicht mit gutem 
Beispiel voran und baut unter Inan­
spruchnahme von Fördermitteln So­
zialwohnungen, dringend  benötigte 
Wohnungen für Familien?“, fragt 
Ke  rima Bouali von „asum“. Die ge­
nehmigungsrechtlichen Fragen müss­
ten noch geklärt werden, heißt es 
dazu bei der IG Metall. „Wenn es 
vom Bezirk die Auflage gibt, Woh­
nungen zu bauen, machen wir das 
natürlich“, so die Sprecherin. 
Birgit Leiß
Miete am Boxi – 
von Kaiser Wilhelm 
bis Kanzlerin Mer­
kel, Familien­ und 
Bildungszentrum 
FamoX, Scharnwe­
berstraße 23, Fried­
richshain, Montag 
bis Don nerstag 
9.30 bis 18 Uhr, 
Achtung: nur noch 
bis 12. Dezember

Ausstellungstipp
Historische Mieternöte, 
aktueller denn je
Über 100 Jahre Wohn­ und Mietgeschichte am  Boxhagener 
Platz in Friedrichshain zeichnet die Ausstellung „Miete am 
Boxi“ nach. Das einstige Arbeiterviertel mit heruntergekom­
menen Altbauten hat sich in den 2000er Jahren rasant zu ei­
nem Szenekiez und Brennpunkt der Gentrifizierung entwickelt. 
Auf 20 Bild­ und Texttafeln werden die Mieternöte und Mie­
terkämpfe der vergangenen Jahrzehnte dargestellt. Histori­
sche Fotos, Zeitzeugenberichte, alte Mietverträge, Mietquit­
tungsbücher, Hausordnungen und Adressbuch­Auszüge geben 
ein anschauliches Bild der Lebensverhältnisse in der Vorkriegs­
zeit. Wie Mieter zu DDR­Zeiten sich selbst um die Wohnqua­
lität kümmern mussten, lässt sich anhand eines Ausbauvertra­
ges mit der Kommunalen Wohnungsverwaltung nachvollzie­
hen. Auf die Aufbruchstimmung nach dem Mauerfall  folgten 
die enormen Mietsteigerungen der Jahre 1990 und 1991 und 
anschließend der Einzug der Investoren und Eigentumsum­
wandler. Man kann zwischen der Kaiserzeit und heute erstaun­
liche Ähnlichkeiten entdecken.                                            js
11
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diese Häuser-
zeile an der 
lichtenberger 
Hauptstraße steht 
einer „Entwick-
lung“ entgegen
„Coral World“

Schnorcheln am ost
drei Wohnhäuser direkt gegenüber 
dem ostkreuz sollen abgerissen 
werden, um Platz zu machen für ei-
nen Wasserpark mit Korallenwelt 
und aquarium. Kein aprilscherz, 
sondern ein höchst umstrittenes 
Bauvorhaben. 

Die Häuser Hauptstraße 1 g, h und 
i liegen an der letzten noch unbe-
bauten Brachfläche in der ansonsten 
von schicken Eigentumswohnungen 
dominierten Rummelsburger Bucht. 
Was für einige Anwohner ein zuge-
müllter Schandfleck ist, gilt anderen 
als Freiraum. Es gibt einen Wagen-
platz, Bootsanlegeplätze, den Tech-
noclub „Zur wilden Renate“ – und 
die drei Häuser aus den 1920er Jah-
ren. Sie gehören der Unternehmens-
gruppe Padovicz. Ein Drittel der Woh -
nungen steht leer. Seit Jahren wer-
den nur noch befristete Mietverträ-
ge vergeben. Mittlerweile werden 
freiwerdende Wohnungen gar nicht 
mehr vermietet, Reparaturen wür-
den nicht mehr durchgeführt, sagen 
die verbliebenen Mieter. Ihnen wur-
de in einem Schreiben mitgeteilt, 
dass die Häuser abgerissen werden 
sollen. 
Für das gesamte Areal gibt es große 
Pläne. Ein israelischer Meeresbiologe 
und Milliardär will hier, zwischen Ky-
naststraße und Ufer, für 40 Millio-
nen Euro „Coral World“ bauen. Wo 
heute noch Obdachlose campieren, 
soll eine Regenwaldlandschaft und 
ein Korallenriff entstehen. Auch ein 
Hotel und Luxuswohnungen sind 
geplant, allerdings auch etwa 140 
mietpreisgebundene Wohnungen. 
Näheres ist derzeit unklar, denn um 
den Bebauungsplan, der eigentlich 
noch in diesem Jahr beschlossen 
werden sollte, wird im Bezirk Lich-
tenberg seit 26 Jahren gerungen. 
Bezirksbürgermeister Michael Grunst 
(Linke) gilt ebenso wie die Stadträ tin 
für Stadtentwicklung, Birgit Mon tei ro 
(SPD) als Befürworter des Pres ti   ge -
projekts. Man erhofft sich bei Reali-
sierung Arbeits plätze und eine Auf-
wertung für An wohner und Touris-
ten. 
12
Die Mieter haben sich unterdessen 
mit anderen Nutzern des Areals zu -
sammengeschlossen und Mitte Ok-
tober einen Protestzug gegen die 
Be  bauung der Bucht organisiert. 
Auch wenn wir zum Teil unterschied-
liche Interessen haben: Wir alle wol-
len hier nicht weg“, erklärt eine Mie-
terin. Die Wohnungen sind mit bis 
zu 10 Euro nettokalt pro Quadrat-
meter zwar alles andere als preis-
wert: „Aber wir haben Wasserblick, 
Balkon und Garten.“ Sie ist der An-
sicht, eine Entwicklung des Grund-
stücks sei auch mit einem Erhalt der 
Häuser möglich, und einen  Aquapark 
brauche man hier genauso  wenig 
wie  Luxuswohnungen oder ein 
 Hotel. 
Birgit Leiß
L www.housy.de

Webtipp
dating-Portal für Wohnungs -
 suchende und Vermieter

„Wohnungssuche war noch nie so einfach“, „In nur drei Schrit-
ten zur Traumwohnung“, „100 % kostenlos und unverbindlich“ 
– die Betreiber eines neuen Portals versprechen Mietern und 
Vermietern alles und noch etwas mehr. Aber können Sebastian 
Melchert und Raymond Naseem mit ihrem Start-up tatsächlich 
Wohnungssuchende und Vermieter auf intelligente Weise zu-
sammenbringen? housy.de sieht sich als Dating-Portal, deshalb 
gilt: Je mehr Daten der Wohnungssuchende ein- beziehungs-
weise preisgibt, desto größer sind beim automatischen Daten-
abgleich seine Chancen auf einen Treffer. Erst dann entschei-
det der Wohnungssuchende, ob der Vermieter seine persön-
lichen Daten erhalten soll. Der Vorteil für Vermieter: Sie müs-
sen nur mit den potenziellen Mietern sprechen, die ihrem Such-
profil entsprechen. Bei erfolgreicher Vermittlung zahlen sie eine 
halbe Nettokaltmiete der vermieteten Wohnung an die Betrei-
ber des Portals.
Im Sommer erhielten die beiden Gründer eine  sechsstellige Sum-
me von der Investitionsbank des Landes Brandenburg.  Da mit 
wollen sie ihre Aktivitäten demnächst auf andere Städte erwei-
tern. Bisher sind bereits 7500 Nutzer registriert.                  rb
MieterMagazin 12/2018
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acht Wochen und 
länger kann die 

ausstellung einer 
Sterbeurkunde 

in manchen Be-
zirken dauern
acht Wochen und länger warten 
Hinterbliebene in manchen Bezir-
ken auf eine Sterbeurkunde. den 
Standesämtern fehlt Personal. da 
ist es umso unverständlicher, dass 
ein hilfreicher online-Service er-
satzlos abgestellt wurde. 

Vieles ist nach einem Todesfall zu er -
ledigen: etwa eine Rente abzumelden, 
einen Erbschein zu beantragen, Bank-
konten und Versicherungen aufzu-
lösen – oder eine Mietwohnung zu 
kündigen. Denn das Mietverhältnis 
endet nicht automatisch mit dem 
Tod des Mieters, sondern geht auf 
seine Erben über. Wer da so schnell 
wie möglich aus dem Vertrag her-
aus möchte, muss nachweisen, dass 
der Vater, die Mutter oder der Part-
ner gestorben ist, und dafür  eine 
Sterbeurkunde vorlegen. Erst ab 
diesem Zeitpunkt gilt die dreimo-

StErBEurKundE 

unzumutbare Wart
MieterMagazin 12/2018

Einer für die E
Miete – einer 
für den rest
natige Kündigungsfrist. „Ohne das 
Dokument sind hinterbliebenen An-
gehörigen im Grunde die  Hände ge-
bunden“, sagt Fabian Lenzen, Spre -
cher der Bestatterinnung Berlin-
Brandenburg. 
Und gerade da klemmt es: Immer 
wieder dauert es in einzelnen Bezir-
ken bis zu acht Wochen und  sogar 
länger, ehe eine  Sterbeurkunde 
ausgestellt wird. Fabian  Lenzen: 

„Wir wissen seit Langem, dass in den 
Standesämtern Fachkräftemangel 
herrscht – wenn da noch Ausfälle 
wegen Krankheit oder mal beson-
ders viele Anträge dazukommen, 
staut sich die Arbeit.“ 
Lenzen rät allen, die wegen zu lan-
ger Wartezeiten Probleme bekom-
men und womöglich auf hohen 
Mietkosten sitzen bleiben, den Lei-
chenschau-Schein beim Bezirks amt 
vorzulegen und eine Rückstellungs-
bescheinigung zu fordern. Mit die-
sem vorübergehend ausgestellten 
Dokument könne erst einmal in vie-
len Fällen gehandelt werden. 
Rosemarie Mieder
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die Berliner geben fast die Hälfte 
ihres verfügbaren Jahresnettoein-
kommens für die Wohnungsmiete 
aus. Zu diesem Ergebnis kommt ei-
ne aktuelle Studie des onlinepor-
tals „Immobilienscout24“, die die 
durchschnittlichen Mietkosten und 
Einkommen in verschiedenen Städ-
ten miteinander verglichen hat. 

Die Wohnungsmiete sollte nicht hö-
her sein als ein Drittel des Einkom-
mens, das ein Mieter im Monat zur 
Verfügung hat. Das besagt eine  alte 
Faustregel. In Berlin hat sie schon 
länger keine Gültigkeit mehr: 46 
Prozent seines verfügbaren Einkom-
mens steckt der Berliner im Jahr 2018 
durchschnittlich in seine Miete. Für 
eine 80-Quadratmeter-Wohnung 
inklusive Betriebskosten sind das im 
Schnitt 8784 Euro im Jahr oder 732 
Euro im Monat – bei einem jährli-
chen Jahresnettoeinkommen von 
19 094 Euro (1591 Euro monatlich). 

WoHnKoStEn

Fast jeder zweite Eu

Besonders alarmierend ist das vor 
dem Hintergrund der Entwicklung 
seit 2017: Im letzten Jahr waren es 
noch 40 Prozent – ein Anstieg um 
ganze sechs Prozentpunkte inner-
halb nur eines Jahres. 

ro fließt in die Miet
Trotz dieser hohen Zahlen landet Ber-
lin noch deutlich hinter München, wo 
im Schnitt satte 55 Prozent in die Mie -
te fließen. Allerdings: Dort liegt das 
verfügbare Einkommen  deutlich über 
dem Berliner Durchschnitt. Und wer 
von vornherein wenig hat, dem tut 
eine hohe Miete besonders weh. Be-
sonders gut müsste es also den Ham-
burgern gehen: Bei einem durch-
schnittlichen Jahresnettoeinkommen 
von 23 858 Euro müssen sie „nur“ 
41 Prozent (2017: 39 Prozent) für 
Miete ausgeben – und das, obwohl 
vergleichbare Wohnungen an der 
Alster mit 9878 Euro deutlich teurer 
sind als in Berlin.
Auch das Internetportal „immowelt“ 
hat den Anteil der Miete am Einkom-
men untersucht – und kommt bei ei-
ner anderen Berechnungsweise auf 
etwas niedrigere Zahlen. Für  Berlin 
liegt der durchschnittliche Mietkos-
tenanteil demnach bei 39 Prozent, 
bei einer Warmmiete von 1387 Eu-
ro und einem Haushaltsnettoein-
kommen von 3559 Euro monatlich. 
Frankfurt am Main liegt mit Berlin 
gleichauf, München führt die Tabel-
le dort mit einem Anteil von 45 Pro-
zent an. 
Katharina Buri
13
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Wie wohnen Kinder in Berlin? Was wünschen sie 
sich? Das MieterMagazin hat bei fünf Familien 
 angeklopft und fand bei ihnen ganz unterschied­
liche Wohnsitua tionen vor. Einschränkungen gab 
es fast überall. Doch der Umgang damit ist indi­
viduell und häufig kreativ. 

Beschränkte

Spielräume
An dieser Tür haben wir vor sechs 
Jahren schon einmal geklingelt. Da-
mals wollten wir wissen, welche 
Chancen Familien in Berlin bei der 
Wohnungssuche haben.  Franziska 
Albrecht und Jean-François Fraval 
hatten gerade ihr drittes Kind be-
kommen, und klar war: In dieser 
Erdgeschosswohnung im Samariter-
viertel würde es einmal eng werden. 
Heute lebt die fünfköpfige Familie 
immer noch dort.
„Kommen Sie rein und schauen Sie 
sich um“, empfängt uns Franziska 
Albrecht. „Wir haben hier vor zwei 
Jahren umgeräumt. Anbauen kön-
nen wir ja nicht.“ Vier Zimmer, 87 
Quadratmeter, über drei Meter De-
ckenhöhe – das ist die  geräumigste 
Wohnung im ganzen Haus. Aber 
Farouk (6) kommt bald in die Schule, 
 Laouen (10) geht in die vierte Klasse 
und Malik (13) aufs Gymnasium. 
„Jeder sollte seinen eigenen Platz 
bekommen, das war uns wichtig“, 
sagt Franziska Albrecht. Dafür ha-
ben sich die Eltern mit ihrem Schlaf- 

„Mal zwei Stunden, ohne
dass der Bruder nervt“

und dem Arbeitszimmer deutlich ein-
geschränkt. Die beiden Hochbetten 
der Kinder stehen nun in einem viel 
größeren Zimmer, wenn auch im-
mer noch dicht beieinander. Darun-
ter, darüber und dahinter haben die 
Eltern es mit viel handwerklichem 
Geschick und guten Ideen geschafft, 
jedem der Jungs seine Ecke zu „zim-
mern“. Für Malik ist das der einge-
baute Schreibtisch mit den Regalen. 
Hier macht er seine Hausaufgaben, 
hat seine Bücher und Computerspie-
le eingeordnet und kann den bei-
den Jüngeren auch mal den Rücken 
zu drehen. Wäre er lieber für sich? 
„Nee, ich find´s ganz schön so“, sagt 
er. Und gibt dann doch zu: „Für ein, 
zwei Stunden mal Ruhe haben, ohne 
das Farouk nervt, wäre schon nicht 
schlecht.“ Allerdings – über einen 
Umzug denken die Eltern nicht nach. 
Zahlen sie doch für ihre Genossen-
schaftswohnung erträgliche 520 Eu-
ro nettokalt. 
Ein eigenes Zimmer für jede  Person 
in einem Haushalt sei schon erstre-
benswert, meint die Psychologin 
MieterMagazin 12/2018



Franziska Albrecht 
und Jean-François 
Fraval haben für 
jeden ihrer Jungs 
eine eigene Ecke 
„gezimmert“
Antje Flade. Aber das ist ein Luxus, 
den sich auch in zurückliegenden 
Jahrzehnten längst nicht jeder  leisten 
konnte. „Eigentlich hat man erst in 
den 1970er Jahren begonnen, sich 
mit Grundrissen von Kinderzimmern 
zu beschäftigen“, stellt Antje  Flade 
fest. Da waren im Osten wie im 
Westen längst die Großsiedlungen 
im Bau. Es ging darum, für  Familien 
schnell den dringend benötigten 
Wohnraum zu schaffen. „Und da-
mals hat man selbstverständlich die 
kleinsten Zimmer für die Kinder vor-
gesehen.“ Wohnzimmer, Schlafzim-
mer, Kinderzimmer war die klassische 
Aufteilung. Bei nicht selten weniger 
als 10 Quadratmetern für das Kin-
derzimmer reichte der Platz nur für 
das notwendigste Mobiliar. Raum 
für Bewegung blieb den Kindern so 
nicht, zumal sich in der Regel meh-
rere Geschwister den Platz teilen 
mussten.
Raus aus der Enge, lautete deshalb 
eine Forderung, wenn es um kind-
gerechtes Wohnen ging. Gefordert 
waren nutzungsoffene Wohnräume 
und flexibel gestaltete Grundrisse, 
die den Kinder- und Familienansprü-
chen immer wieder mal angepasst 
werden konnten. 
Eigentlich genau so, wie es Franziska 
Albrecht und Jean-François Fraval für 
ihre Familie organisiert haben. Und 
vielleicht zieht Malik mit seinem Bett 
später ja auf die zweite Ebene im Ar-
beitszimmer. Dort lagert jetzt Büro-
material der Dolmetscherin und des 
selbstständigen Heilpraktikers. Für 
MieterMagazin 12/2018
den Teenager könnte es der Platz 
sein, an dem er in aller Ruhe am 
Abend telefonieren und seine Musik 
hören kann. 

Wo handwerkliches
Geschick nicht hilft

Kreativität, handwerkliches Geschick 
und der Mut, die Wohnung auch 
mal umzukrempeln, würden Sabri-
na Syawsh und Toma Philip nicht 
weiter helfen. Sie wohnen gar nicht 
weit von Franziska Albrechts Fami-
lie entfernt – in einem der schicken 
weißen Neubauten, die hier an der 
Rigaer Straße in den letzten Jahren 
entstanden sind, Grünflächen und 
Spielplätze inklusive. Aber selbst 
wenn der Bauingenieur und die Phy-
sikerin für die beiden Kinder Ana-
bel (6) und Andreh (3) ihr großes 
Wohnzimmer räumen und ins viel 
kleinere Kinderzimmer umziehen 
würden – sie könnten die Warmmie-
te von 1269 Euro einfach nicht auf 
Dauer zahlen. „Im Moment arbeite 
ich eigentlich fast nur für die Miete“, 
erklärt Toma Philip, der mit Frau 
und kleiner Tochter 2014 aus dem 
Irak nach Deutschland gekommen 
ist. „Wir können nicht ins Kino, wir 
können nicht in den Tierpark – das 
ist doch aber wichtig für Kinder!“ Es 
zählt schließlich nicht nur die Woh-
nung.
Aber auch die passt nicht mehr: 
Wenn Anabel im nächsten Jahr zur 


Kinder im Mietrecht 
Kinder dürfen laut sein 
Lachen, Weinen, Schreien, Tram-
peln, Springen – all das gehört zum 
normalen Verhalten von Kindern 
und damit zum vertragsgemäßen 
Gebrauch einer Wohnung. Es ist von 
Nachbarn hinzunehmen und kein 
Grund, die Miete zu mindern. Das 
entschied das Landgericht Berlin 
2016, als es die Klage einer Mieterin 
zurückwies, die ein Lärmprotokoll 
über den Krach aus der über ihr lie-
genden Wohnung vorgelegt  hatte. 
Zwar müssten auch Eltern auf das 
Ruhebedürfnis von Nachbarn Rück-
sicht nehmen, aber ein solcher Kin-
derlärm wie der vor dem Landge-
richt verhandelte überschreite ein 
normales Maß nicht. Die Mieterin 
könne weder die Beseitigung der 
Lärmquelle noch eine Mietrückzah-
lung fordern (LG Berlin vom 5. Sep-
tember 2016 – 67 S 41/16 –).

Hausordnung gilt auch für Kinder
Das betrifft besonders die Gemein-
schaftsflächen wie den Hausflur. 
Spielen und Toben ist dort nicht 
 gestattet und muss von Eltern un-
terbunden werden. Hausflure sind 
eben nicht für längere Aufenthalte 
gedacht und dienen lediglich dazu, 
von draußen in die eigene Wohnung 
zu gelangen. 
Beim Abstellen von Kinderwagen 
allerdings ist das Recht aufseiten 
der Mieter: Sie dürfen im Treppen-
haus abgestellt werden, weil es nicht 
zumutbar ist, das Gefährt mit in die 
Wohnung zu schleppen. Allerdings 
sollten Fluchtwege und Durchgänge 
nicht versperrt werden. 
15
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Für Sabri na
Syawsh und Toma 

Philip ist der Umzug 
von Friedrichshain 

nach Marzahn 
die Lösung
Schule kommt, soll sie ein eigenes 
Zimmer haben, „wo sie in Ruhe  ihre 
Hausaufgaben machen kann,  ohne 
dass der kleine Bruder stört“, so die 
Mutter. Die Eltern haben lange in 
ihrer vertrauten Wohnumgebung 
gesucht. Toma Philip: „Aber Fried-
richshain ist für uns unbezahlbar 
geworden.“
Jetzt haben sie sich für Marzahn 
entschieden: eine 95 Quadratmeter 
große Vierzimmerwohnung, 850 
Euro warm. Noch ist das neue Haus 
von Bauzäunen umgeben. Hier, am 
Eugen-Roth-Weg, stehen in acht-
geschossigen Neubauten 126 Woh-
nungen kurz vor der Fertigstellung. 
Wer die Musterwohnung anschau-
en will, muss Schutzhüllen über die 
Schuhe ziehen. Andreh läuft neugie-
rig von einem leeren Raum in den 
nächsten. Aber er entscheidet sofort: 
„Das ist mein Zimmer!“ Es ist genau 
so groß wie das der Schwester gleich 
nebenan. Und wie die anderen Kin-
derzimmer im ganzen Haus: etwa 11 
Quadratmeter.
„Über die Zielgruppe und den Woh-
nungsmix jedes Bauvorhabens spre-
chen wir uns lange vor Planungs-
beginn mit den Kundenzentren ab“, 
erklärt Dirk Seubert von der „bau-
WERK“, einem Ableger des städti-
schen Wohnungsunternehmens De-
gewo. Am Eugen-Roth-Weg werden 
vor allem Familien mit Kindern woh-
nen – die meisten der Wohnungen 
hier haben drei oder vier Zimmer. 
„Und bei der Planung von Grundris-
sen heißt es bei uns: Funktion vor 
Fläche“, ergänzt er. Da wird genau 
gerechnet, wie viele Personen zie-
hen ein und wieviel Platz brauchen 
die Möbel. Ins Kinderzimmer müs-
sen Bett, Schrank und Schreibtisch 
passen. Die Forderung nach niedri-
gen Mieten führt zu einer gewissen 
Standardisierung. 50 Prozent der 
Wohnungen hier kosten 6,50  Euro, 
die teuersten liegen nicht über 10 
Euro pro Quadratmeter, nettokalt. 
Für die Vergabe, so erläutert die De-
gewo-Vermietungsleiterin in Mar  -
zahn, Kerstin Schindler, seien ver-
schiedene Faktoren ausschlagge-
bend: Familiengröße und Anzahl der 
verfügbaren Räume ist einer davon. 
Denn nach Möglichkeit solle jedes 

Bedachtes
Belegungsmanagement

Kind sein eigenes Zimmer bekom-
men. Das ist aber auch vom Geld-
beutel der Eltern abhängig. Und so 
eignen sich Vierzimmerwohnungen 
mit einem Hobbyraum, wie es sie 
in den Plattenbauten gibt, durchaus 
auch für fünfköpfige Familien. Kers-
tin Schindler: „Bei Überbelegung sa-
gen wir allerdings: Stopp.“ 
Platzprobleme haben Mia (14) und 
Mascha (12) nicht. Sie leben mit ih-
ren Eltern in einer 139 Quadratme ter 
großen Altbauwohnung in Friedenau. 
„Als wir kleiner waren, haben wir uns 
trotzdem ein Zimmer geteilt“, erklärt 
die Ältere. „War einfach schöner so.“ 
Ein ganzer Fuhrpark aus Fahrrädern 
und entsprechenden Kinderanhän-
gern dagegen ist nicht erlaubt.

Rasen betreten verboten?
Diese Zeiten sind Gott sei Dank vor-
bei. Zur vertragsgemäßen Nutzung 
einer Wohnung gehören in der Re-
gel auch bereitgestellte Grünflächen 
und Außenanlagen. Kinder dürfen 
also auf diesen gemeinschaftlichen 
Flächen spielen (mit Ausnahme von
Ziergärten), und sie dürfen dazu auch 
Freunde mitbringen. Der Lärm dabei 


 muss von Nachbarn  hingenommen 
werden. Allerdings haben Eltern auch 
auf die Einhaltung von Ruhezeiten zu 
achten. Die gelten von 13 bis 15 Uhr 
(nach der Hausordnung) und von 22 
bis 6 Uhr. 

Wenn Kinder Schäden verursachen
Nach § 828 BGB sind Kinder bis zum 
siebten Lebensjahr nicht  deliktfähig 
bei Schäden. Im Straßenverkehr sind 
sie das sogar erst ab 10 Jahren. Wenn 
Eltern allerdings ihrer  Aufsichtspflicht 
nicht nachgekommen sind, müssen sie 
für die Schäden ih rer Sprösslinge auf-
kommen. Dafür tritt dann die Haft-
pflichtversicherung ein.
Was Gebrauchsspuren etwa durch 
das Spielen in der Wohnung oder 
auf Gemeinschaftsflächen betrifft, 
so gilt wie bei Erwachsenen: Sie sind 
kein Grund für Schadenersatzforde-
rungen des Vermieters. Schäden, die 
durch Kinder entstanden sind und 
nicht durch den üblichen Gebrauch 
der Mietsache entstehen,  müssen 
von den Eltern beseitigt beziehungs-
weise beglichen werden.              rm
MieterMagazin 12/2018
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rlicher Luxus

Seit anderthalb Jahren bewohnt je-
des der Mädchen sein eigenes Zim-
mer. Die Räume sind zwar nicht 
sehr groß, aber die beiden gestalten 
sie ganz nach ihren Wünschen aus.   

Kinder haben
eigene Prioritäten

Helle Farben, ein Tisch mit Schmink-
spiegel bei Mia. Mascha hat gerade 
lila aus ihrem Zimmer verbannt und 
die Wände weiß gestrichen. – Im 
großen Wohnzimmer der Familie 
türmen sich Kindersachen, die nun 
bei ebay verkauft werden sollen. 
„Ich erlebe Kinder immer wieder als 
ungeheuer kreativ und anpassungs-
fähig“, erklärt der Architekt  Jason 
Danziger, der mit seinem Büro 
Thinkbuild Architecture die Raum- 
und Farbgestaltung einiger Kitas 
übernommen hat. „Sie haben ein 
komplett unerwartetes Nutzungs-
verhalten und setzen ihre Prioritäten 
ganz anders als wir.“ Und das be-
deutet: Es sollte ihnen keine perfek-
te Einrichtung vorgesetzt werden. 
Mascha und Mia 
haben sich eine 
Zeitlang freiwillig 
ein Zimmer geteilt
Gerade Unfertiges lade Kinder zum 
Gestalten ein. „Weniger ist mehr“, 
so lautet die Devise des erfahrenen 
Architekten. Etwa leichte Möbel, die 
sie bewegen, umstellen und unter-
schiedlich kombinieren können.
Kinder wollen entdecken, ihre eige-
nen Ecken und Verstecke anlegen. 
Das könnten Pappkisten und auch 
Holzkästen sein, die man ihnen zur 
Verfügung stellt. Auch der Stauraum 
unter einem Bett eignet sich. Wie bei 
MieterMagazin 12/2018 
Mia. Sie hat ein paar Bücher in ein 
kleines Holzregal neben ihr Bett ge-
stellt hat. Nur zur Dekoration, wie 
sie betont. Was sie liest, läge unter 
dem Bett – da wo keiner hinguckt. 
„Ich denke auch, dass nicht jedes 
Kind ein eigenes Zimmer braucht“, 
meint Jason Danziger. Räume lassen 
sich teilen, durch Einbauten können 
verschiedene Ebenen und Rückzugs-
orte angelegt werden. Dafür sollten 
sich Erwachsene bei der Ausgestal-
tung eines Kinderzimmers auch ein-
mal auf die Augenhöhe ihres Kindes 
begeben. „Können die Kinder aus 
dem Fenster schauen? Das halte ich 
für sehr wichtig, weil sie es gern tun 
und dabei viel entdecken“, so der 
Architekt. Fenstergriffe lassen sich 
zur Sicherheit abschließen – aber ein 
kleines Podest von 15 oder 20 Zen-
timetern ermögliche es bei hohen 
Fensterbänken, den Himmel, einen 
Baum vor dem Haus und die Vögel 
darin zu beobachten. 
Bevor Petra A. und Susanne F. das 
Zimmer für Sophia* einrichten konn-
ten, mussten sie zuerst einmal aus-
räumen. Ihre 86 Quadratmeter gro-
ße Wohnung im Wedding hat drei 
Zimmer: „Bisher konnte sich jede in 
ihren Bereich zurückziehen und auch 
mal die Tür hinter sich zumachen“, 
erzählt die freiberufliche Dolmet-
scherin Petra. Mit ihrer Lebensge-
fährtin, einer Soziologin, hatte sie 
sich um ein Pflegekind bemüht. 
Als dann die Anderthalbjährige ins 
Haus kam, brachte sie die gewohn-
te Ordnung gründlich durcheinan-
der. Susanne räumte ihr Zimmer, die 
 bei den Frauen rückten mit Büchern 
und Möbeln zusammen, inzwischen 
nutzt die Dreijährige auch diesen 
Raum ganz selbstverständlich mit. 
Ihre Spielecken verteilen sich über 
die Wohnung. Sie ist ganz einfach 
immer dort, wo auch ihre beiden 
Mamas sind. 
Kinderzimmer sind eine relativ jun-
ge Erfindung. Das Leben im späten 
Mittelalter spielte sich in Gemein-
schaftsräumen ab – Kinder liefen ne-
benher. Auf ihr Spielbedürfnis wur-
de keine Rücksicht genommen. Ih-
re Schlafplätze hatten sie auf Dach-
böden, zusammen mit Dienstboten, 
oder in den Schlafzimmern der El-
tern. Für die Kleinsten gab es eine 

Ein anfänglich großbürge

Wiege, die Größeren schliefen oft 
zu zweit oder dritt in einem Bett.
Die Erkenntnis, dass Kinder zu ihrer 
Entwicklung besondere Bedingun-
gen brauchen und damit gesonderte 
Räume, kam erst im 18. und vor al-
l em im 19. Jahrhundert auf. In die-
ser Zeit setzte sich auch das Ideal 
der Trennung von Eltern- und Kin-
dersphäre durch. 
17
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Für Kasimir aus der 
Taborstraße spielt 

die Wohnumge-
bung eine wichtige 

Rolle, auch wenn 
die Eltern sie nicht 
besonders kindge-

recht empfinden

* Namen von der 
Redaktion geändert
Denken sie über eine größere Woh-
nung nach, in der wieder jede ihr ei-
genes Zimmer hat? „Wir wollen hier 
auf keinen Fall weg, weil wir in einer 
tollen Nachbarschaft mit vielen Kin-
dern leben“, erzählt Petra. Im Haus 
hat Sophia schon Freunde, die Eltern 
helfen sich gegenseitig, der Hof ist 
ein Ort, wo gerade die kleineren 
Kinder spielen können. Dazu gibt 
es kurze Wege zu Verkehrsmitteln, 
Geschäften, Kita. Petra: „Das ist 
uns wichtiger als 20 Quadratmeter 
mehr Wohnfläche.“ Gerade da, wo 
die kleine Familie lebt, inmitten der 
Stadt, sei es doch für Kinder wun-
derbar, finden die beiden Frauen.
„Diese Auffassung hat sich aber 
auch immer mal wieder geändert“, 
meint Manfred Kühne, Leiter der 
Abteilung Städtebau und Projekte 
bei der Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung und Wohnen. Lange 
galt der Garten am eigenen Haus als 
Ideal für eine kinderfreundliche Um-
gebung. „Es hat sich jedoch gerade 
in den zurückliegenden zwei Jahr-
zehnten gezeigt, dass viele junge 
Familien wieder gerne in der Innen-
stadt leben wollen – wenn sie denn 
angemessenen Wohnraum finden“, 
sagt er. Und setzt hinzu: „Damit 
sind wir als Stadtplaner gefordert, 
trotz der Dichte unserer Innenstadt 
Möglichkeiten für einen kindgerech-
ten Lebensraum zu schaffen.“
Das steht auch in der Landesbau-
ordnung, die für jeden Neubau die 
Anlage einer Freifläche um das Haus 
herum fordert. Nur in seltenen Fäl-
len sei das Grundstück so klein, dass 
die Bauherren finanziellen Ausgleich 
schaffen müssten, weiß Manfred 
Kühne. Und fügt hinzu: „Die Zeit ist 
noch nicht vorbei, wo es in zentraler 
Lage Freiflächen für Spielplätze gibt.“ 
Aber es müssten auch die Themen 
Verkehrsberuhigung und Spielstra-
ßen angegangen werden. Selbst 
wenn das bedeute, anderen den 
Raum zu begrenzen, indem bei-
spielsweise Parkplätze wegfallen. 
Dazu sollte über eine intensivere 
Nutzung von Schulhöfen, Sportplät-
zen und Grünflächen nachgedacht   

Gemeinschaftsflächen
besser nutzen

werden: „Berlin hat sich lange den 
Luxus eines Nebeneinanders geleis-
tet“, sagt Manfred Kühne. Und das 
Spielen auf Schulhöfen und Sport-
plätzen könnte auch Abstand zur 
Wohnbebauung schaffen und Lärm 
minimieren, über den oft ältere An-
wohner klagen. „Aber eins sei hier 
mal gesagt: Lärm durch spielende 
Kinder ist hinzunehmen“, sagt er.  
Das sieht auch Markus Poeppel so, 
der mit seiner Lebensgefährtin und 
Kasimir (7) in der Kreuzberger Tabor-
straße wohnt. Obwohl der Junge 
sein eigenes kleines Zimmer hat, ge-
hören der geschützte Innenhof, eine 
große Wiese, ein Spielplatz in der Nä-
he und sein Fußballverein zu seinem 
heimischen „Revier“. 
„Dass alles so in der Nähe ist, hat für 
Kasimir und auch für uns einen gro-
ßen Vorteil“, sagt der Vater. „Aber 
wir leben leider auch in einer lauten 
und latent aggressiven Gegend.“ Es 
seien zu viele Touristen unterwegs 
– und auch Drogendealer im Viertel. 
„Wenn Sie mich nach einer kindge-
rechten Umgebung fragen“, sagt 
Kasimirs Vater, „da hätten wir es 
schon gern ruhiger und entspannter.“ 
Rosemarie Mieder
Besserer Kündigungs-
schutz bei Eigen-
bedarf gefordert 

Der Berliner Mieterverein (BMV) 
fordert, Mieter über 70 Jahre gene-
rell von einer Kündigung wegen Ei-
genbedarfs auszunehmen – eine 
gesetzliche Regelung, wie sie bei-
spielsweise in Frankreich auch exis-

Es entstanden in Deutschland die 
Kinderstuben – zuerst natürlich in 
den Häusern des Großbürgertums. 
Für die allermeisten Familien aller-
dings waren Kinderzimmer noch bis 
in die Mitte des 20. Jahrhunderts 
 hinein unerreichbarer Luxus. 
Vor allem in den Jahren nach dem 
Zweiten Weltkrieg bestimmte die 
allgemeine Wohnungsnot in Ost wie 
West das familiäre Zusammenleben. 
tiert. Eine Ge   - 
setzesänderung müsse  klarstellen, so 
der Vorschlag des BMV, dass  eine Här -
te anzunehmen ist, wenn der  Mie ter 
das 70. Lebensjahr vollendet hat oder 
seit mehr als zehn Jahren in der Woh-
nung lebt. Zudem soll ein berech-
tigtes Interesse des Eigentümers nur 
noch dann anerkannt werden, wenn 
der Vermieter die Räume zu Wohn-

Wenn es überhaupt ein Zimmer für 
die Kinder gab, mussten sich das 
mehrere Geschwister teilen. 
Beim Bau der ersten großen Wohn-
siedlungen wurde dann auch an Zim-
mer für die Kinder gedacht – aller-
dings ohne baurechtliche Vorschrif-
ten für deren Größe. Lediglich in 
der DDR gab es die Bestimmung, 
dass sie nicht kleiner als acht Qua-
dratmeter sein durften.            rm
MieterMagazin 12/2018
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Hintergrund
„Wohnraumversorgung Berlin“ legt Bericht vor

vorgaben eingehalten
im oktober 2018 veröffentlichte die Wohnraumversorgung Berlin (WvB) 
ihren Bericht zur umsetzung der Kooperationsvereinbarung im Jahr 2017, 
die im april letzten Jahres zwischen dem senat und den landeseigenen 
Wohnungsunternehmen unterzeichnet worden war. Danach vermieten die 
unternehmen wieder mehr Wohnungen an Bedürftige. auf der anderen 
seite langen sie bei der Wiedervermietung kräftig zu.
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„Leistbare Mieten, Wohnungsneu­
bau und soziale Wohnraumversor­
gung“ heißt die Vereinbarung, die 
im April 2017 zwischen dem Berliner 
Senat und den sechs landeseigenen 
Wohnungsunternehmen geschlossen 
wurde. Seitdem können die Unter­
nehmen beispielsweise nach einer 
Modernisierung nicht mehr jede Mie ­
  te verlangen. Auch im laufenden 
Miet   verhältnis profitieren die Mieter 
von Beschränkungen, die über das 
gesetzliche Maß hinausgehen. 
Über die Umsetzung der Koopera­
tionsvereinbarung wacht die „Wohn­
raumversorgung Berlin“. Ihr Bericht 
zeigt: Wird eine Wohnung neu ver    ­
mietet, wird in aller Regel ei  ne An  ­
passung an die ortsübliche Ver­
gleichsmiete vorgenommen. 7,09 Eu ­
ro pro Quadratmeter wurden 2017 
im Durchschnitt verlangt. Das ist 
ein Anstieg von knapp 10 Prozent 
– aber immer noch deutlich unter 
dem marktüblichen Preis von 10,15 
Euro. Auch die Bestandsmiete liegt 
mit durchschnittlich 5,91 Euro unter 
der Mietspiegelmiete von 6,47  Euro. 
Erschreckend findet Reiner Wild, Ge­
schäftsführer des Berliner Mieter ver    ­
eins, dass nur 448 Mieter die neue 

L www.berlin.de/
wohnraum
versorgung

Download 
des Berichts:
www.stadtenwick
lung.berlin.de/
aktuell/pressebox/
archiv _ volltext.
shtml?arch _ 1810/
nachricht6637.html

WvB-vorstand E
Jan Kuhnert (links 
im Bild) war in der 
initiative für einen 

mietenvolksent-
scheid aktiv, die 

unter anderem die 
einrichtung der 
WvB erreichte
2018
Härtefallregelung in Anspruch ge­
nommen haben. Wer mehr als 30 
Prozent seines Haushaltseinkom mens 
für die Miete aufbringen muss, kann 
bei den Städtischen eine Mietabsen­
kung beantragen. Im Bericht wird 
empfohlen, diese Möglichkeit stär­
ker zu bewerben. 
Wenn wegen Mietrückständen frist­
los gekündigt wird, muss Mietern der 
städtischen Wohnungsunternehmen 
eine individuelle Beratung angeboten 
werden. Im Jahr 2017 gab es 3347 
Fälle, bei fast 60 Prozent wurden so­
gar die Kündigungen zurückgenom­
men, 327 Zwangsräumungen wur­
den durchgeführt, wobei die Woh­
nungen oft schon verlassen waren. 
Räumungen in die Obdachlosigkeit 
sind unzulässig.

Wichtiger Punkt:
die mieter-mitbestimmung

WVB­Geschäftsführer Jan Kuhnert 
stellt den Wohnungsunternehmen 
insgesamt ein gutes Zeugnis aus: 
„Die meisten Vorgaben wurden ein­
gehalten.“ So wurden die bei Wie­
dervermietungen gefor derten 60 
Prozent an Menschen mit Wohnbe­
rechtigungsschein – un ab hängig da­
von, ob es sich um Sozial wohnungen 
handelt oder nicht – insgesamt sogar 
knapp übererfüllt. 
Mit dem Wohnraumversorgungs­
gesetz wurden – neben den bereits 
bestehenden Mie   terbeiräten – auch 
Mieterräte ein ge führt. Diese  haben 
in jedem landeseigenen Wohnungs­
unternehmen einen Sitz im Aufsichts­
rat. Sie kön nen Anregungen und Kri­
tiken der Mieterinnen und Mieter 
bündeln und gegenüber dem Woh­
nungsunternehmen vertreten, wo­
durch auch die Se natsvertreter im 
Aufsichtsrat davon erfahren.
Nachdem es bei den ersten Mieter­
rats­Wahlen im Herbst 2016 einige 
Unregelmäßigkeiten gab, hat die 
Wohnraumversorgung Berlin mit ei­
ner Arbeitsgruppe die Wahlordnung 
und die Mieterrats­Satzung neu ver ­
fasst. „Die Stärkung der Mietermit­
bestimmung sehe ich als bisher wich­
tigsten Erfolg der WVB“ betont Kuh­
nert. Auf die Frage, was aus seiner 
Sicht in nächster Zeit die größte Her  ­
ausforderung für die WVB sei, führt 
er aus: „Ein noch größerer An­
teil der landeseigenen Wohnungen 
im Mietwohnungsmarkt durch An­
kauf und Neubau sowie die gute 
Bestandspflege bei nur moderaten 
Mieterhöhungen haben die beste 
Entlastungswirkung für den Woh­
nungsmarkt und sind daher zentra­
le Aufgabe der landeseigenen Woh­
nungsunternehmen.“
Elisabeth Voß
   
Was ist die  „Wohnraumversorgung Berlin“?
Das Wohnraumversorgungsgesetz Berlin (WoVGBln) 
war das Ergebnis von Verhandlungen der  Initiative für 
einen Mietenvolksentscheid mit dem Senat, der 2015 
sehr erfolgreich begonnen, je doch aufgrund rechtli­
cher  Mängel nicht fortgeführt wurde. Mit dem Volks­
entscheid soll  ten die sechs landeseigenen Woh nungs­
unternehmen, die privatrechtlich als AGs und GmbHs 
verfasst sind, in Anstalten öffentlichen Rechts umge­
wandelt werden, um sie stärker auf Versorgung statt 
auf Gewinnerzielung auszurichten. Dies wurde nicht 
umgesetzt. Stattdessen wurde mit der „Wohnraumver­
sorgung Berlin“ eine neue Aufsichtsbehörde geschaf­
fen.                                                                         ev
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Hintergrund

Wenn Spuren E 
auf einen einbruch 

hinweisen, die 
Wohnung am 

 bes  ten gar nicht 
betreten ...

auf der sicheren 
Seite ist, wer 
vor  her sein hab 
und Gut doku-
mentiert hat

.. und die Polizei E 
verständigen
Nach dem eiNbruch 

Kühlen Kopf bewahren
eine aufgehebelte eingangstür, eine zersplitterte Scheibe – die Zeichen 
eines einbruchs verursachen einen Schock. Trotzdem heißt es: So  ruhig 
wie möglich überlegen und klug handeln – damit man einem Täter nicht 
in die arme läuft und die Polizei so schnell und effektiv wie  möglich  ihre 
arbeit aufnehmen kann. besonnenheit hilft auch bei der Schadensregu -
lierung.
Nur einen kleinen Spalt steht die 
Terrassentür zum Hof offen, aber 
Maren und Dirk Sch. wissen sofort: 
Da stimmt etwas nicht! Sie  haben 
ganz sicher alles fest verschlossen, 
bevor sie noch einmal zum Einkau-
fen gefahren sind. Jetzt bemerken 
sie auch die Glassplitter auf dem 
Fußboden und sehen, dass der Holz-
rahmen der Tür zersplittert ist, der 
abgeschlossene Griff völlig verbo-
gen. Es kann noch gar nicht lange 
her sein, dass jemand hier einge-
drungen ist. 
„Mein dringender Rat: Verlassen Sie 
in solch einem Fall Ihre Wohnung 
wieder – oder gehen Sie gar nicht 
erst hinein, wenn Sie davor stehen 
und einen Einbruch vermuten“, er-
klärt Georg von Strünck von der 
Berliner Beratungsstelle Einbruch-
schutz. „Der Täter könnte noch drin 
sein, und dem sollten Sie lieber nicht 
in die Quere kommen.“ Um nicht 
etwa den Fluchtweg zu versperren 
und angegriffen zu werden, sollte 
man auch besser im Treppenhaus 
ein Stockwerk höher steigen und 
von dort aus die Polizei alarmieren.
„Bis die dann eintrifft“, so der Poli-
zeibeamte, „möglichst nichts anfas-
sen. Lassen Sie alles, wie es ist, fe-
gen Sie keine Scherben zusammen, 
schließen Sie die beschädigten Fens-
ter oder Türen nicht.“ Bevor Polizis-
ten und später die Spurensicherung 
eintreffen, dürfen etwa vorhandene 
Fingerabdrücke nicht verwischt und 
auch sonstige Spuren und Beweise 
nicht vernichtet werden. 
„In der Regel kommt nach der Mel-
dung eines Einbruchs erst einmal ein 
Funkwagen mit uniformierten Beam-
ten vorbei, die alles aufnehmen. Erst 
danach werden von Zivilbeamten 
mögliche Spuren gesichert“, erklärt 
Georg von Strünck. Die üblichen Fra-
gen der Ermittler lauten: Wie lange 
waren Sie von zu Hause fort? Wann 
haben Sie die Wohnung verlassen, 
und wann sind Sie zurückgekommen? 
Hatten Sie Fenster und Türen ver-
schlossen? Wann könnte der Ein-
bruch geschehen sein? Haben Sie 
vielleicht noch jemanden bemerkt, 
können Sie den oder die Täter sogar 
beschreiben? Und schließlich: Was 
ist bei Ihnen verschwunden?
„Um das zu beantworten, sollten 
Sie sich Zeit lassen, denn manches 
entdeckt man erst in den Tagen da-
nach“, erklärt der Einbruchschützer. 
Die Polizei schickt eine Stehlgut-Lis-
te an die Betroffenen, in die alle ge-
stohlenen Gegenstände eingetragen 

mitgenommen wird, was 
leicht zu transportieren ist

werden. Wer besonders wertvolle 
Güter daheim hat, sollte die ohnehin 
aufgelistet haben – und die Doku-
mentation auch immer auf dem ak-
tuellen Stand halten. In ein solches 
„Archiv“ gehören beispielsweise die 
Individualnummern hochwertiger 
technischer Geräte. „Und auch Fotos 
von Schmuck“, ergänzt von Strünck. 
„Am besten dann, wenn er von Ih-
nen getragen wird. So können Sie 
den Besitz glaubhaft nachweisen.“
Es sind hauptsächlich kleine und 
leichte Gegenstände, auf die Woh-
nungsdiebe aus sind: Bargeld, Kre-
ditkarten, Mobiltelefone, der Laptop 
und natürlich Schmuck. Mitgenom-
men wird in der Regel alles, was 
leicht zu transportieren ist und auch 
schnell verwertet werden kann. 
Für einen Schadensersatz muss genau 
dokumentiert werden, was zerstört 
und gestohlen wurde. Georg von 
Strünck rät, möglichst alles genau zu 
fotografieren. Wer dazu noch Quit-
tungen oder Belege über die einmal 
erworbenen Wertsachen vorweisen 
kann, ist gegenüber seiner Hausrat-
versicherung auf der sicheren Seite. 
Die sollte übrigens ebenfalls so rasch 
wie möglich informiert werden – viele 
sind über eine Hotline rund um die 
Uhr erreichbar. Bei Maren und Dirk 
Sch. schickte die Versicherung auch 
umgehend einen Notdiensthand-
MieterMagazin 12/2018
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die Polizei berät, 
welche technischen 
Vorrichtungen am 
besten gegen einen 
einbruch schützen
werker vorbei, der noch am selben 
Abend, nachdem die Spurensiche-
rung ihre Arbeit getan hatte, die 
aufgebrochene Terrassentür fest 
und sicher verschloss und auch die 
zerbrochene Scheibe erst einmal ab-
dichtete. 
Schnelle Hilfe gibt durchaus ein we-
nig Sicherheit zurück. Dazu gehört 
auch das rasche Sperren von Kre-
dit-, Bank- und Handykarten über 
die Notrufnummer 116 116. Dieser 
deutschlandweit verfügbare Sperr-
notruf ist rund um die Uhr erreich-
bar und kann auch die neuen Per-
sonalausweise mit Online-Ausweis-
funktion außer Betrieb setzen. 
Aber selbst wenn dies alles schnell 
erledigt werden kann, die Wohnung 
wieder abgeschlossen und man 
glücklicherweise dem Täter nicht 
begegnet ist, macht vielen Opfern 
ein Einbruch noch lange zu schaf-
fen. Fast jeder vierte Betroffene in 
Deutschland leidet noch mindestens 
ein Jahr unter erheblichem Stress: 
Unsicherheit, die Wohnung zu ver-
lassen, Angstgefühle, Schlafstörun-
gen. Vielen fällt es schwer, sich im 
eigenen Zuhause wieder sicher zu 
fühlen.

die unsicherheit 
bleibt lange

Etwa 25 Prozent aller Geschädigten 
wollen nach einem solchen Vorfall 
lieber in eine andere Wohnung zie-
hen. Dass dies schließlich nur 10 Pro-
zent realisieren, hängt wohl auch mit 
der Wohnungsmarktsitua tion ge-
rade in Ballungszentren zusammen. 
„Wer merkt, dass er das Geschehen 
MieterMagazin 12/2018
einfach nicht vergessen kann und 
seine Angstzustände nicht los wird, 
sollte nicht allein bleiben“, rät der 
Einbruchschützer. In Berlin sind es 
vor allem der Weiße Ring und die 
Opferhilfe, die Einbruchsopfern pro-
fessionelle Hilfe anbieten – aber auch 
die Berliner Polizei mit ihrer Bera-
tungsstelle Einbruchschutz. Dort 
kann sich auch präventiv jeder kos-
tenlos beraten lassen. Mieter von 
Erdgeschoss- oder auch Dachwoh-
nungen können mit den Beamten 
Vor-Ort-Termine verabreden. „Wir 
beraten natürlich auch am Telefon 
und per E-Mail“, sagt Georg von 
Strünck. „Aber besser ist es, Sie ver-
einbaren einen Termin bei uns und 
kommen mit Fotos ihrer Eingangstür 
und des Schlosses.“ 
Umbauten – etwa an der Wohnungs-
eingangstür – müssen aber auf jeden 
Fall auch mit dem Vermieter bezie-
hungsweise mit der Hausverwaltung 
abgestimmt werden, so wie dieser 
auch jeder Einbruch umgehend ge-
meldet werden sollte. Denn selbst 
wenn ein Mieter in einer Notsitua-
tion, beispielsweise mitten in der 
Nacht, die Eingangs- oder Terrassen-
tür schnell erst einmal durch einen 
Nothandwerker sichern lässt – die 
Reparatur und Wahl des Handwer-
kers, der alles wieder instand setzt, 
liegt danach in der Hand des Ver-
mieters und auch in seiner Verant-
wortung.
Georg von Strünck: „Wir raten de-
nen, die zu uns kommen, ihre Woh-
nung so zu sichern, dass sie das 
Gefühl haben: Hier kommt keiner 
so leicht rein.“ Mit Hilfe der Förder-
gelder der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau (KfW) haben Vermieter und 
auch Mieter in den zurückliegenden 
Jahren einiges zur Sicherung ihrer 
Fenster und Türen getan. Das zeitigt 
auch Erfolg: In Berlin kamen Einbre-
cher 2017 in 43 Prozent aller Fälle 
gar nicht erst in die Wohnung hinein. 
In vielen Fällen scheiterten sie an si-
cheren Fenstern und Türen. 
Rosemarie Mieder

L Beratungsstelle 
Einbruchschutz: 
Platz der Luft-
brücke 5
12101 Berlin
S: 030 4664 
979999
einbruchschutz@
polizei.berlin.de
Wer reinkommen will, der kommt auch rein? 
Stimmt nicht, sagt die Polizei. Denn obwohl  versuchte 
Wohnungseinbrüche in Berlin immer häufiger regis-
triert werden, sinkt die Zahl der Fälle, in denen die Tä -
ter es auch schaffen. 2017 wurde die  zweitniedrigs te 
Zahl von tatsächlichen Wohnungseinbrüchen der ver-
gangenen zehn Jahre registriert. Gründe dafür:  eine 
Kombination von Sicherheitstechnik, bewusstem Ver-
halten und aufmerksamer Nachbarschaft.             rm
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Vor dem Malern 
prüfen: Ist die 

schönheits­
reparaturklausel 
im Mietvertrag 

wirklich wirksam?
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L Sollten Sie bei 
der Wohnungs­

Von der Vermiete­
rin ausgehändigte 
schlüssel müssen 
komplett zurück­
gegeben werden
10 Fragen zur Wohnungsrückgabe

Wie eine gute übergabe gelingt
Die Wohnung ist gekündigt, die Möbel hat die umzugsfirma abgeholt, 
die zimmer sind besenrein und möglicherweise neu renoviert. es kommt 
der Tag der übergabe an die Vermieterin.
1. zu welchem zeitpunkt muss die 
Wohnung zurückgegeben werden? 
Die Wohnung muss spätestens am 
Morgen des Tages, der auf den Ab­
lauf der Mietzeit folgt, zurückgege­
ben werden. Endet die Kündigungs­
frist zum Beispiel am 31. Oktober, 
müsste die Wohnungsrückgabe 
bis spätestens zum Vormittag des 
1. Novembers erfolgt sein. Wer die 

übergabe Hilfe 
brauchen, der Mie­
terverein hilft: 
www.berliner­mie
terverein.de/rund­
ums­wohnen/
technischer­service­
wohnungszustand/
wohnungsueber
nahme­ueber
gabe.htm
Wohnung bis zu diesem Zeitpunkt 
nicht vollständig geräumt mit sämt­
lichen Schlüsseln der Vermieterin zu­
rückgegeben hat, läuft Gefahr, einen 
weiteren Monat Nutzungsentschädi­
gung in Höhe der vereinbarten Mo­
natsmiete zahlen zu müssen oder 
weiteren Schadensersatzansprüchen 
der Vermieterin ausgesetzt zu sein. 
2. Wie lange ist die Miete 
zu  zahlen?
Die Miete ist bis zum Ende des Miet­
verhältnisses zu zahlen. Selbst wenn 
die Wohnung bereits zwei Wochen 
vor Ablauf der Kündigungsfrist ge­
räumt an die Vermieterin übergeben 
wird, ist die gesamte Monatsmiete 
fällig, es sei denn, es wurde ausdrück­
lich etwas anderes mit der Ver mie te­
rin vereinbart. Etwas anderes kann 
sich dann ergeben, wenn der neue 
Mieter gleich nach dem    vor  zeiti  gen 
Auszug die Wohnung bezieht. Dann 
kann der ausgezogene Miete r die Mie­
   te für die verbleibende Zeit, in der be­
reits der neue Mieter oder die neue 
Mieterin die Woh  nung  be wohnt, zu­
rückfordern. 

3. haben Mieter einen anspruch, 
den nachmieter zu stellen?
Die Vermieterin muss keinen Nach­
mie ter und die damit verbundene 
vorzeitige Auflösung des Mietver­
hältnisses akzeptieren. Nur wenn 
alle der drei folgenden Vorausset­
zungen vorliegen, kann etwas ande­
res gelten. Erstens: Der Mieter kann 
sich auf ein anerkanntes berechtig­
tes Interesse an einer vorzeitigen 
Vertragsauflösung berufen –  etwa 
weil er aus beruflichen Gründen in 
eine andere Stadt ziehen muss, er 
aus familiären Gründen eine  größere 
Wohnung benötigt oder in eine al­
tengerechte Wohnung ziehen muss. 
Zweitens: Es wird ein geeig neter Nach­
mieter gestellt.  Drittens: Das Miet­
verhältnis ist nicht zeit nah mit  einer 
dreimonatigen Kündi gungsfrist künd ­
bar. Liegen diese Vor aussetzungen 
vor, muss die Ver mie terin den Mie­
ter vorzeitig aus dem  Mietverhältnis 
entlassen. Gleichwohl ist eine drei­
monatige Kündigungsfrist zu beach­
ten. Daraus folgt noch kein Anspruch 
des Nachmieters beziehungsweise 
der Nachmieterin, zu gleichen Kon­
ditionen das Mietverhältnis fortset­
zen zu können.

4. kann die Vermieterin einen 
Termin zur Vorabnahme verlangen?
Grundsätzlich muss sich der Mieter 
nicht auf einen Termin zur Vorabnah­
me einlassen, vielmehr ist die Rück­
gabe der Wohnung zum Ende der 
Mietzeit geschuldet. Jedoch kann es 
unter Umständen sinnvoll sein,  eine 
Vorabnahme zusammen mit der Ver­
mieterin durchzuführen, um einen 
Eindruck zu bekommen, welche For­
derungen sie stellen wird, um  diese 
beim Berliner Mieterverein prüfen 
zu lassen. Sind noch Arbeiten ge­
schuldet, bleibt außerdem noch ge­
nügend Zeit, und die rechtzeitige 
Rückgabe der Wohnung ist nicht ge­
fährdet. 
 
5. können einbauten in der 
Wohnung verbleiben?
Die Wohnung ist leergeräumt zu­
rückzugeben. Selbst wenn die für 
die Mietereinbauten erforderliche 
Genehmigung der Vermieterin ein­
geholt worden ist, kann sie am En­
de des Mietverhältnisses den Rück­
bau und die Wiederherstellung des 
ursprünglichen Zustands verlangen, 
falls nicht ausdrücklich etwas ande­
res vereinbart wurde. Eine Rück  bau  ­
verpflichtung kann jedoch ent   fallen, 
wenn es sich um eine spür bare und 
nachhaltige Wertverbes serung han­
delt, die nur mit erheblichem Kos­
tenaufwand beseitigt wer den könn­
te (OLG Frankfurt vom 19. Dezem­
ber 1991 – 6 U 108/90). Einbauten 
der Vermieterin wie zum Beispiel 
eine Einbauküche müssen selbst­
verständlich in der Wohnung ver­
bleiben.
MieterMagazin 12/2018
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6. Muss die Wohnung am  ende 
des Mietverhältnisses gemalert 
werden?
Das hängt davon ab, ob der  Mieter 
zur Durchführung von Schönheits­
reparaturen verpflichtet ist. Schön­
heitsreparaturen umfassen – grob 
gesagt – Malerarbeiten in den In nen ­
räumen der Wohnung. Voraus set­
zung ist eine wirksame Vereinbarung 
im Mietvertrag. Viele Schönheitsre­
paraturklauseln wurden vom Bundes­
gerichtshof (BGH) für unwirksam er ­
klärt. Außerdem muss Renovierungs­
bedarf gegeben sein, was zu vernei­
nen ist, wenn die letzte Renovierung 
noch nicht lange zurück liegt, oder 
das Mietverhältnis nur von kurzer 
Dauer war. Auch wenn zu Beginn 
des Mietverhältnisses eine unreno­
vierte Wohnung übergeben wurde, 
ohne dass ein angemessener Aus­
gleich gezahlt worden ist, entfällt 
die Pflicht zur Durchführung von 
Schönheitsreparaturen (BGH vom 
18. März 2015 – VIII ZR 185/14). In 
diesem Fall muss der Mieter nicht 
streichen, er kann die Wohnung be­
senrein zurückgeben. 

7. Welche bedeutung hat ein 
Wohnungsübergabeprotokoll?
Ein Wohnungsübergabeprotokoll 
dient als Beweis dafür, in welchem 
Zustand die Wohnung zurückgege­
ben wurde. Niemand ist  verpflichtet, 
ein solches Protokoll zu erstellen. 
Mieter sollten nie vorschnell und 
ungeprüft ein Wohnungsübergabe­
protokoll unterschreiben, da es Ver­
pflichtungen enthalten kann, die der 
MieterMagazin 12/2018

Der Fotobeweis 
ist immer emp­
fehlenswert
Mieter ohne Unterschrift womög­
lich gar nicht geschuldet hätte wie 
zum Beispiel die Durchführung von 
Schönheitsreparaturen. Auf der an­
deren Seite kann ein von der Ver­
mieterin unterschriebenes Protokoll 
über die beanstandungsfreie Rück­
gabe der Wohnung als Beweis da­
für dienen, dass keine weiteren Ar­
beiten durch den Mieter erforder­
lich sind, was insbesondere bei der 
Auseinandersetzung über die Rück­
zahlung einer hinterlegten Kaution 
von Bedeutung sein kann. 

8. Wie verhält man sich, wenn die 
Vermieterin die Wohnungsrückgabe 
verweigert?
Verweigert die Vermieterin einen ge­
meinsamen Termin zur Wohnungs­
rückgabe, besteht die  Möglichkeit, 
ihr sämtliche Schlüssel mit Ende der 
Kün digungsfrist persönlich zu über­
geben (gegen Empfangsquittung). 
Verweigert sie auch die Entgegen­
nahme der Schlüssel, bleibt nur, sie 
im Beisein einer Zeugin in den Brief­
kas ten der Vermieterin zu werfen. 
Vorher sollte eine Fotokopie sämt­
licher Schlüssel gefertigt werden, auf 
der dann Zeitpunkt und genauer Ort 
notiert werden, wann sie in den Brief­
kasten geworfen wurden. Damit 
gibt es einen Beweis dafür, dass die 
Schlüssel rechtzeitig zurückgegeben 
wurden. 

9. Wann kann die rückzahlung 
der kaution gefordert werden?
Die Vermieterin muss binnen einer 
angemessenen Prüfungsfrist nach 
Beendigung des Mietverhältnisses 
über die Kaution abrechnen. Wenn 
nichts anderes vereinbart ist, beträgt 
die Prüfungsfrist höchstens sechs 
Monate (LG Berlin vom 30. Dezem­
ber 2010 – 65 S 139/10). Wurde von 
der Vermieterin im Wohnungsüber­
gabeprotokoll die beanstandungs­
freie Rückgabe der Wohnung bestä­
tigt, ist ein Rückzahlungsanspruch 
in der Regel sofort fällig. Über die 
Prüfungs frist hinaus kann die Ver­
mieterin auch noch einen angemes­
senen Teil der Kaution für noch aus­
stehende Betriebskostenabrechnun­
gen einbeha lten (BGH vom 18. Ja­
nuar 2006 – VIII ZR 71/05).

10. Was sollte sonst noch bei 
der Wohnungsübergabe beachtet 
werden?
Um sich für eventuelle spätere Aus­
einandersetzungen zu wappnen, 
empfiehlt sich, die leer geräumte 
Wohnung zu fotografieren. Auf die­
se Weise hat man Belege dafür, in 
welchem Zustand die Wohnung zu­
rückgegeben wurde. Auch sollten 
vorab bereits die Zählerstände no­
tiert werden. Für die Wohnungs­
rückgabe mit der Vermieterin sollte 
man einen Bekannten hinzuziehen, 
um erforderlichenfalls einen  Zeugen 
zu haben. Dazu können Sie auch den 
Wohnungsübergabe­Service des 
Ber liner Mietervereins in Anspruch 
nehmen.                  Wibke Werner

zur unterschrift 
unter das auszugs­
protokoll kann man 
niemand zwingen
L Lesen Sie zu die­
sem Thema auch 
das BMV­Info 180: 
„Auszugs­
probleme“: 
www.berliner­mie
terverein.de/recht/
infoblaetter/info­
180­probleme­
beim­auszug­aus­
der­mietwohnung­
kuendigung­
rueckgabe­schoen­
heitsreparaturen­
kaution­mieter
investitionen.htm
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Wohnen in auSSergeWöhnlichen häuSern 

First class in der Schlange ist vorbei
Von der S-Bahn aus hat sie wohl jeder schon mal gesehen: die sogenann-
te Bundesschlange auf dem Moabiter Werder. ende der 1990er Jahre für 
die Bonner Zuzügler gebaut, waren die mitunter als „Beamtenschließ fä-
cher“ verspotteten Wohnungen von anfang an umstritten. hauptproblem 
der meisten Mieter sind aber nicht die fehlenden Balkone oder die teils 
schießschartenähnlichen Fenster, sondern ihr Vermieter, die Vonovia. 
„Ein Beamten­Ghetto tu ich mir nicht 
an“, war Dr. Martin Schenkels  erster 
Gedanke zur „Schlange“. Als Aus­
schuss­Sekretär beim Deutschen Bun  ­
destag pendelte er eine Zeitlang zwi­
schen Bonn und Berlin. Doch irgend ­
wann hatte er die Nase voll von Ho­
telzimmern und entschied sich im 
Januar 2000 aus praktischen Erwä­
gungen doch für ein Einzimmerapart­
ment in dem Komplex. Im Sommer 
2001 zog er dann ganz nach Berlin 
und mietete zusammen mit seiner 
Frau eine Dreizimmer­Terrassenwoh­
nung in der gleichen Wohnanlage. 
Noch heu te genießt er diese Oase 
der Ruhe. Spreeblick hat er zwar 
nicht, dafür schätzt er die Nähe zum 
Tiergarten: „Man ist mittendrin, 
hat eine perfekte Anbindung an 
Theater, Museen und andere Kultur­
einrichtungen und wohnt trotzdem 
im Grünen.“ Auch die internatio­
nal gemischte Bewohnerschaft ge­
fällt ihm. 
Weil die 712 Wohnungen bei den 
Bonnern auf wenig Begeisterung stie­
ßen, wurden sie von Anfang an auch 
an andere Interessenten vermietet. 
„Hier wohnen nicht nur Spitzenver­
diener, sondern Rentner, Familien 
und Botschaftsangehörige“, sagt der 
inzwischen Pensionierte. Andere 
mö gen die Nase rümpfen über die 
Bauweise des „Spreebellevue“ – so 
der offizielle Name –, doch Martin 
Schenkel schwärmt von der Architek­
tur: „Man würde zwar heute nicht 
mehr so bauen, weil die Flächenaus­
lastung, profitorientiert betrachtet, 
nicht optimal ist, aber ästhetisch ist 

„David gegen goliath“

die Integration in die Landschaft sehr 
gelungen.“ Der Bau fließt in Serpen­
tinen und ist offen zum Tiergarten 
und geschlossen zur Bahn hin. Auf 
diese Weise sind die Mieter perfekt 
vom Verkehrslärm abgeschottet. 
Was die Wohnung betrifft, gibt es 
allerdings ein großes Manko. „Sie 
ist extrem hellhörig, man hört jedes 
Husten des Nachbarn.“ Auch feuch­
te Keller und Schimmel sind ein lei­
diges Problem, verursacht durch die 
Nähe zur Spree und das aufsteigen­
de Grundwasser. Wie die  meisten 
Mieter der  Gebäudeeigentümerin 
Vonovia hat auch Martin  Schenkel 
die Erfahrung gemacht, dass man 
monatelang kämpfen muss, damit 
Reparaturen  er  ledigt werden. Das 
sei ein wenig wie bei „David gegen 
Goliath“. Die Mieterhöhungen da­
gegen kommen zuverlässig. Gerade 
zum 1. November haben viele Mie­
ter wieder eine Erhöhung erhalten. 
Trotz der zentralen Lage: Ein leben­
diges Quartier sieht anders aus. Zum 
nächsten Supermarkt muss man lan ­
ge laufen, eine Apotheke gibt es 
nicht, und das einzige Restaurant 
musste schließen. Abends wirken die 
Straßen verwaist, und außer einer 
Tapas­Bar gibt es keine Treffpunkte 
für die Bewohner. Es sei ohnehin ein 
eher anonymes Wohnen, die meis­
ten der Nachbarn kenne man nicht, 
sagt Lieselotte Richter. Sie erinnert 
sich noch gut an die Hochglanzbro­
MieterMagazin 12/2018



schüren, die bei ihrem Einzug vor 18 
Jahren davon kündeten, wie schön 
es sich hier wohnen lässt. Eine schi­
cke Ladenzeile mit Geschäften und 
Cafés entlang des Bahndamms war 
geplant, ähnlich wie am Savigny­
platz. Heute werden hier alte Ma­
tratzen und anderer Sperrmüll ab­
gestellt. 
Die ersten fünf Jahre seien sozusa­
gen „First Class“ gewesen. Dann 
übernahm das Wohnungsunterneh­
men Annington, das seit 2015 Vono­
via heißt. „Man schämt sich, wenn 
man Besuch bekommt“, sagt auch 
Lieselotte Richters Nachbar Klaus 
Reismann*. Beide wohnen nicht in 
den „Schlangenwohnungen“, son­
dern in einem der Atriumhäuser in 
der Alice­Berend­Straße. In jedem 
dieser Häuser hängt im Treppenhaus 
ein anderes Kunstobjekt von der De­
cke. „Nette Idee, aber die müssten 
auch mal saubergemacht werden“, 
findet Lieselotte Richter. Die Kölne­
rin ist vor allem wegen der zentralen 
Lage eingezogen. In der Morgenpost 
hatte sie gelesen, dass die Wohnun­
gen nun auch an Nicht­Bundesbe­
dienstete vermietet werden. Die 
Deutschbau, die zu dieser Zeit Ver­
mieterin war, bot ihr sogar zwei Mo­
nate Mietfreiheit an. „Damals hat­
ten wir drei  Hausmeister, die sich um 
* von der Re  dak ­
tion geändert 

Wohnzimmer, 
atriumhaus, 
Kunst im 
Treppenhaus
alles kümmerten, und der Haupt­
bahnhof war noch nicht eröffnet“, 
beschreibt die Rentnerin die dama­
lige Situation, die sich nun wesent­
lich zum Schlechteren gewandelt 
hat. Von ihrer Küche aus blickt sie 
direkt auf die Gleise, im Minuten­
takt rattern die Züge vorbei. Immer 
wieder gibt es dadurch Störungen 
im TV­ und Telefonemp fang. Auch 
den Schnitt ihrer Wohnung findet 
MieterMagazin 12/2018
Lieselotte Richter wenig durchdacht. 
Küche und Bad seien völlig verwin­
kelt, mit nutzlosen Ecken und einem 
übergroßen Heizkörper im Bad, der 
meist nicht funktioniere. Weil  ihre 
Dreizimmerwohnung ursprünglich 
als Büro geplant war, gibt es in der 
Küche nicht einmal Warmwasser. 
„Als das  Preis­Leistungs­Verhältnis 
noch stimmte, hat man über all 
die  se Dinge hinweggesehen“, sagt 
Klaus Reismann. Statt 300 Euro wie 
bei seinem Einzug vor 17 Jahren 
zahlt er nun 535 Euro für seine 45 
Quadratmeter große Wohnung. Lie­
selotte Richter hat sich vor Gericht 
bereits viermal erfolgreich gegen 
Mieterhöhungen gewehrt. 

große Fluktuation,
ständige Verteuerung

Die Fluktuation in den Gebäuden ist 
groß, viele Wohnungen werden nur 
als Zweitwohnsitz genutzt, und zum 
Monatsende stehen oft  Möbelwagen 
vor der Tür. Nach jedem Auszug wird 
saniert, so dass unter Umgehung der 
Mietpreisbremse wesentlich teurer 
vermietet werden kann. Am meisten 
leiden die Mieter aber darunter, dass 
andauernd die Heizung oder das 
Warmwasser ausfällt. Vor einiger 
Zeit mussten sie mitten im Winter 
drei Tage ohne Heizung ausharren. 
Einen Ansprechpartner haben sie 
nicht, es gibt nur eine Hotline, die 
die Beschwerden entgegennimmt. 
Meist passiert dann trotzdem nichts, 
oder man muss wieder und wieder 
anrufen und Druck machen. Auch 
Stefan Schetschorke, Rechtsberater 
beim Berliner Mieterverein, hat die 
Erfahrung gemacht, dass auf Schrei­
ben nicht oder nur mit erheblicher 
Verzögerung geantwortet wird. Wa­
rum es in einem gerade mal 20 Jahre 
alten Neubau überhaupt solche Pro­
bleme mit der Heizungsanlage gibt, 
ist unklar. Auf Anfrage gibt sich die 
Vonovia ahnungslos und fragt nach 
einem konkreten Fall.
„Alles geht den Bach runter, nur die 
Preise steigen kontinuierlich nach 
oben“, lautet Lieselotte Richters Fa­
zit. Umziehen möchte sie trotzdem 
nicht, ebensowenig wie Klaus Reis­
mann. „Allerdings stellt man sich 
schon manchmal die Frage, wie lan­
ge man sich das noch leisten kann“, 
meint Martin Schenkel.
Birgit Leiß 
„Verspielte gelassenheit“
Nach der Hauptstadtentscheidung wurde in Berlin be­
fürchtet, dass die Zuzügler den Wohnungsmarkt über­
rollen könnten, und so brachten die Bonner  sozusagen 
ihre Wohnungen mit. Bereits 1992 hat der Deutsche 
Bundestag das Bauvorhaben auf dem Moabiter Wer­
der beschlossen, 1996 erfolgte die Grundsteinlegung. 
Bauherren waren die bundeseigenen Wohnungsbau­
gesellschaften Deutschbau (510 Wohnungen) und die 
Frankfurter Siedlungsgesellschaft (208  Wohnungen). 
Der Entwurf stammt vom Berliner Architekten  Georg 
Bumiller. Die freie Figuration der Baukörper, die Anord­
nung als Serpentine und die Atriumhäuser fügten den 
metropolitanen Figuren des Regierungsviertels ein Ele­
ment von verspielter Gelassenheit hinzu, befand die 
Jury 1995. Das berühmte Kernstück, ein 320  Meter 
langes Backsteingebäude, schlängelt sich die neu er­
richtete Joachim­Karnatz­Allee entlang und steigt von 
fünf auf acht Stockwerke an. Hier befinden sich 437 
Wohnungen, darunter auch schicke Penthäuser mit 
großer Terrasse und Spreeblick. Dazu kommen 43 Woh­
nungen im Kopfbau an der Paulstraße sowie 238 Woh­
nungen, überwiegend Einzimmerapartments, in den 
vier Wohnklötzen in der Alice­Berend­Straße.       bl
25
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auch ein privates 
abschleppunter-
nehmen muss sich 
an die ortsüblichen 
Tarife halten
FalschpaRkeR

abgeschleppt und abgezockt?
es ist der alptraum eines jeden autofahrers: Nur mal kurz das auto a
gestellt – und plötzlich ist es weg, abgeschleppt. Den neuen standort
fährt nur, wer sein auto für eine horrende summe „freikauft“. In  Ber
droht dies jetzt auch Mietern von landeseigenen Wohnungsbauges
schaften, die ihre Grundstücke teilweise von privaten Firmen überw
chen lassen.
Das Ehepaar Klara und Johannes 
Neumann* hatte sein Auto nahe der 
Wohnung im Neuköllner Ortsteil 
Britz dort geparkt, wo es seit  Jahren 
immer mal wieder stand ange sichts 
der angespannten Berliner Parkplatz-
situation: Längs einer Hecke gegen-
über von Pkw-Stellplätzen auf einem 
Grundstück der Gewobe. „Kein 
Schild, keine Markierung wiesen zu 
diesem Zeitpunkt darauf hin, dass 
das Parken dort verboten ist“, so 
Klara Neumann. Trotzdem war das 
Auto eines Tages im April 2018 
plötzlich weg – abgeschleppt von 
der Firma Parkräume KG. Das fan-
den Herr und Frau Neumann durch 
einen Anruf bei der Polizei heraus. 
Durch einen weiteren Anruf bei der 
Parkräume KG erfuhr das Ehepaar, 
dass sie den Standort ihres Autos 
erst mitgeteilt bekämen, wenn sie 
die Abschleppgebühren bezahlt hät-
ten – 270 Euro. „Wir haben dann 
umgehend den Betrag überwiesen, 
da wir das Auto dringend benötig-
ten“, sagt Johannes Neumann. Zwar 
hätten sie den Betrag als unverhält-
nismäßig hoch empfunden, aber 
auch keine andere Möglichkeit gese-

L Die Stiftung Wa-
rentest hat Tipps 
zusammengestellt, 
wie Betroffene 
sich gegen zu hohe 
Abschleppgebühren 
wehren können: 
www.test.de/
abschleppen-auf-
privatparkplaetzen-
Der-halter-muss-
zahlen-4323216-
4323261
Übrigens: Auch 
Elektroautos sind 
von Parkverboten 
nicht ausgeschlos-
sen, selbst wenn sie 
auf eine frei wer-
dende Lademög-
lichkeit warten.

* Die Namen sind 
von der  Redaktion 

geändert worden
hen, als zu zahlen. Nach der Über-
mittlung des  Überweisungsbelegs 
bekamen sie von der Firma den 
Standort mitgeteilt: Ein Gewerbe-
gebiet in Blankenfelde-Mahlow – 
 eine teure Taxifahrt entfernt vom 
ÖPNV-Netz. 
Das Pikante an der Geschichte: Die 
Neumanns sind Mieter bei der Ge-
wobe, einem Tochterunternehmen 
der landeseigenen Wohnungsbau-
gesellschaft Degewo. Und in  deren 
Auftrag hat die Parkräume KG 
 gehandelt. Die Gewobe hatte wohl 
erst kurz zuvor das Unternehmen 
beauftragt, die eigenen Parkplätze 
zu überwachen, denn, so Klara Neu-
mann: „Jahrelang wurde das Parken 
an der Hecke stillschweigend gedul-
det, aber plötzlich wurden mehre-
re Fahrzeuge hintereinander abge-
schleppt.“ Vor Kurzem – vier Mona-
te, nachdem ihr Auto abgeschleppt 
wurde – sei nun auch ein Schild an-
gebracht worden, das das Parken an 
dieser Stelle verbietet. 
Die Parkräume KG hat das Auftrags-
Abschleppen zum Geschäftsmodell 
gemacht und finanziert sich über 
die Abschleppkosten. Was die Neu-
manns besonders ärgert, ist, dass die 
Gewobe nicht wirtschaftlich und da-
mit nicht im Sinne ihrer Mieter han-
delt. Die Frage, ob  Abschlepppraxis 
und -kosten der deutschlandweit tä-
tigen Parkräume KG rechtens sind, 
beschäftigt seit Jahren die Gerich-
te und zahlreiche Foren und Blogs 
im Internet. Grundsätzlich gilt: Grund-
stückbesitzer dürfen Fahrzeuge, die 
widerrechtlich auf ihrem Grund ab-
gestellt wurden, abschleppen  lassen. 
Das hat der Bundesgerichtshof 2009 
entschieden. Auch das  sogenannte 
„Zurückbehaltungsrecht“, also die 
Bekanntgabe des Auto-Standorts 
erst nach Zahlung, ist rechtens. Vom 
Vorwurf der schweren Erpressung 
wurde Parkräume KG-Gründer Joa-
chim K. Gehrke freigesprochen – zu-
nächst vom Landgericht München, 
später wurde der Freispruch vom 
BGH im Wesentlichen bestätigt. 
Allerdings: Die Kosten, die die Park-
räume KG – und auch andere priva -
te Abschleppdienste – fürs Abschlep-
pen aufrufen, sind regelmäßig zu 
hoch. Denn mehr als die ortsübli-
chen Abschleppkosten darf ein Un-
ternehmen nicht kassieren – das hat 
der Bundesgerichtshof in letzter In-
stanz entschieden (BGH vom 4. Juli 
2014 – V ZR 229/13). Zur Orientie-
rung: In Berlin kostet die „durchge-
führte Umsetzung“ eines Pkw durch 
die Polizei 136 Euro, durch die BVG 
97 Euro und durch das Ordnungs-

Mieterverein verlangt
Rückzahlung

amt 199 Euro. Das sind deutlich we-
niger als die 270 Euro, die für Fami-
lie Neumann fällig wurden. Münch-
ner Gerichte hielten Abschleppkos-
ten von 100 bis 175 Euro für ange-
messen, das Amtsgericht Köpenick 
Kosten von 130 Euro.
Sind die Abschleppkosten erst ein-
mal beglichen, ist es oft schwierig, 
sie nachträglich anzufechten. Familie 
Neumann hat sich Hilfe beim Berli-
ner Mieterverein geholt und inzwi-
schen von der Gewobe eine Rück-
zahlung gefordert. Dieser Forderung 
ist das Unternehmen bislang nicht 
nachgekommen. Nun wird geprüft, 
ob eine Klage sinnvoll ist.  
Katharina Buri
MieterMagazin 12/2018
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Die kompletten Entscheidungen finden 
Sie im Internet unter www.berliner-
mieterverein.de/mietrecht/recht
sprechung.htm. Diese Beiträge sind 
gekennzeichnet mit  . Im Internet 
haben Sie durch die komfortable Such-
funktion einen bequemen Zugriff auf 
die seit Januar 2001 veröffentlichten 
Entscheidungen und Aufsätze.

der Instandhaltungs- oder Instandsetzungspflicht des 
Vermieters. Die Rechtslage sei auch dann nicht anders 
zu beurteilen, wenn die Reinigung der Fensterflächen 
von den Mietern persönlich – etwa wegen Gebrechlich-
keit – nicht geleistet werden könne. Sollte dies der Fall 
sein, könnten sich die Mieter beispielsweise professio-
neller Hilfe einer Fenstereinigungsfirma bedienen. 
Aus der BGH-Entscheidung ergibt sich im Übrigen nicht, 
dass der Mieter verpflichtet ist, die Fenster zu reinigen. 
Dies dürfte auch richtig sein. Solange durch die unterlas-
sene Fensterreinigung kein Substanzschaden zu befürch-
ten ist und soweit keine entsprechende mietvertragliche 
Regelung besteht, haben beide Mietvertragsparteien 
keinen Anspruch gegen den jeweils anderen auf Reini-
gung der Fenster. Das LG Berlin hat dementsprechend 
auch unlängst entschieden, dass Mieter bei Beendigung 
des Mietverhältnisses zur Fensterreinigung nicht ver-
pflichtet sind (LG Berlin vom 8.3.2016 – 63 S 213/15 –). 

Eigenbedarfskündigung
Eigenbedarf an einer vermieteten Wohnung kann bei 
Vorliegen besonderer Konstellationen auch begründet 
sein, wenn der Vermieter die Wohnung nur für wenige 
Wochen im Jahr für sich und seine Familie nutzen will.
BGH vom 21.8.2018 – VIII ZR 186/17 – 

 Langfassung im Internet

Es ging um die Wirksamkeit einer Eigenbedarfskündi-
gung zum Zwecke der Nutzung der Wohnung als Ferien- 
und Zweitwohnung. 
Der Vermieter ist Nießbrauchsberechtigter eines aus vier 
Wohnungen bestehenden Hauses in sehr bevorzugter 
Lage in Wiesbaden. Eigentümer des Hauses sind seine 
drei Kinder, die jeweils verheiratet sind und ihrerseits ins-
gesamt sechs Kinder haben. Ebenso wie der Vermieter 
haben seine Kinder und deren Familien ihren Lebens-
mittelpunkt in Finnland. Der Vermieter und seine Kin-
der nutzen zwei der vier Wohnungen für gelegentliche 
Aufenthalte in Wiesbaden. Und zwar etwa zweimal pro 
Jahr für ein bis zwei Wochen, insbesondere für Familien-
treffen. Das Anwesen stammt aus Familienbesitz. Die 
Kinder des Vermieters haben von Kindheit an eine star-
ke Verbundenheit mit Wiesbaden.
Der Mieter wohnt seit 1993 in einer im zweiten Ober-
geschoss des Hauses gelegenen Fünfzimmerwohnung. 
Er verfügt zudem über Wohnimmobilien (!) sowohl in 
unmittelbarer Nähe des Hauses als auch im nahe gele-
genen Wiesbaden-B.  
2014 erklärte der Vermieter die Kündigung des Mietver-
hältnisses zum 1. September 2015 wegen Eigenbedarfs. 
Zur Begründung führte er aus, er benötige eine weitere 
Wohnung in dem Anwesen für die Familien seiner Kin-
der, um deren Aufenthalte in Wiesbaden sicherzustellen. 
Die bisher hierzu von seinen Kindern und deren Familien 
genutzte Dachgeschosswohnung sei für sechs Erwach-
sene und vier Kinder zu klein; zudem würden nach der 
Familienplanung für die nächsten Jahre weitere vier (En-
kel-)Kinder erwartet. 

Fensterreinigung
Die Reinigung der Flächen der Mietwohnung einschließ­
lich der Außenflächen der Wohnungsfenster, zu denen 
auch etwaige nicht zu öffnende Glasbestandteile so­
wie die Fensterrahmen gehören, obliegt grundsätzlich 
dem Mieter, soweit die Mietvertragsparteien keine ab   ­
weichende Vereinbarung getroffen haben. Denn der 
Vermieter schuldet dem Mieter keine Erhaltung der 
Mietsache in einem jeweils gereinigten Zustand; blo­
ße Reinigungsmaßnahmen sind dementsprechend 
nicht Bestandteil der Instandhaltungs­ oder Instand­
setzungspflicht des Vermieters. 
BGH vom 21.8.2018 – VIII ZR 188/16 – 

 Langfassung im Internet

Die Mieter einer Loft-Wohnung im ersten Oberge-
schoss eines ehemaligen Fabrikgebäudes wollten, dass 
ihr Vermieter die Fenster reinigt. Das Gebäude verfügt 
über eine großflächige Fensterfront, die sich derart an 
der Wohnung erstreckt, dass sich vor mehreren Räu-
men Fenstersegmente befinden, die eine Fläche von je 
1,3 Meter x 2,75 Meter aufweisen und in deren Mitte 
sich jeweils ein Fenster mit einer Fläche von 0,6 Meter 
x 1,25 Meter öffnen lässt, während der übrige Teil des 
jeweiligen Glassegments nicht zu öffnen ist. 
Die Mieter wollten mit ihrer Klage die Verurteilung 
des Vermieter zu einer mindestens vierteljährlichen 
Reinigung der nicht zu öffnenden Glassegmente vor 
ihrer Wohnung erreichen, da diese witterungsbedingt 
schnell verschmutzten, was den Blick nach außen be-
einträchtige und so den Wohnwert mindere, und eine 
Reinigung der starren Teile der Fenstersegmente mit 
großen Schwierigkeiten verbunden sei. 
Der BGH entschied, dass den Mietern bereits dem 
Grunde nach ein Anspruch auf eine Fensterreinigung 
durch den Vermieter nicht zustehe. Die Reinigung der 
Flächen der Mietwohnung einschließlich der Außen-
flächen der Wohnungsfenster, zu denen auch etwaige 
nicht zu öffnende Glasbestandteile sowie die Fenster-
rahmen gehören, obliege grundsätzlich dem Mieter, 
soweit die Mietvertragsparteien keine abweichende 
Vereinbarung getroffen hätten. Denn der Vermieter 
schulde dem Mieter keine Erhaltung der Mietsache in 
einem jeweils gereinigten Zustand; bloße Reinigungs-
maßnahmen seien dementsprechend nicht Bestandteil 
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nach § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB rechtfertigen. Der Tatbe-
stand des § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB, wonach die Räume 
„als Wohnung“ benötigt werden müssten, setze nach 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung nicht voraus, 
dass der Vermieter oder eine der sonstigen in § 573 Abs. 2 
Nr. 2 BGB genannten privilegierten Personen in der dem 
Mieter überlassenen Wohnung den Lebensmittelpunkt 
begründen wollten.
Hierbei sei bei der rechtlichen Beurteilung des möglichen 
Eigenbedarfs hinsichtlich einer Zweitwohnung eine ge-
neralisierende, über den Einzelfall hinausgehende zeit-
liche Ausfüllung des Tatbestandsmerkmals des „Benö-
tigens“ im Sinne des § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB – etwa in 
Gestalt einer konkreten „Mindestnutzungsdauer“ der 
Zweitwohnung – nicht möglich. Vielmehr komme es 
für die Beantwortung der Frage, ob der Wunsch des 
Vermieters, die vermietete Wohnung künftig als Zweit-
wohnung selbst zu nutzen oder durch privilegierte An-
gehörige im Sinne des § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB nutzen zu 
lassen, eine Eigenbedarfskündigung rechtfertige, maß-
geblich auf eine Würdigung der Umstände des Einzelfalls 
an, wonach der Eigennutzungswunsch ernsthaft verfolgt 
werden, von vernünftigen, nachvollziehbaren Gründen 
getragen sein müsse und nicht missbräuchlich sein dürfe. 
Dies sei vorliegend der Fall. Angesichts der  besonderen 
Verbundenheit des Vermieters und seiner Familie mit 
Wiesbaden und mit dem dortigen, schon seit langer Zeit 
im Eigentum der Familie stehenden Anwesen sowie an-
ge  sichts der Größe der Familie und deren wirtschaft-
licher Verhältnisse sei der Eigennutzungswunsch von 
vernünftigen und nachvollziehbaren Gründen getragen 
und nicht missbräuchlich. Insbesondere sei der geltend 
gemachte Wohnbedarf nicht weit überhöht.

Kautionsverzinsung
Der formularmäßige Ausschluss der Kautionsverzin­
sung in einem Wohnraummietvertrag aus dem Jahr 
1966 stellt keine unangemessene Benachteiligung des 
Mieters dar, weil der Vermieter zu dieser Zeit zu einer 
Verzinsung der Kaution (noch) nicht verpflichtet war.
BGH vom 21.8.2018 – VIII ZR 92/17 – 

 Langfassung im Internet

Der im Jahre 1966 geschlossene Mietvertrag enthielt fol  -
gende Klausel: „Der Mieter erklärt sich bereit, einen Bau ­
kostenzuschuss in Höhe von DM 2000,00 […] und eine 
Mietkaution in Höhe von DM 500,00 […] bei Vertrags­
abschluss zu zahlen. Beide Beträge sind unverzinslich […].“ 
Im Jahr 2015 endete das Mietverhältnis. Der Mieter ver-
langte nunmehr die Rückzahlung des Kautionsguthabens 
sowie – von ihm mit 670,02 Euro errechnete – Zinsen aus 
der Kaution. 
Es kam zum Prozess, in dem der Mieter sowohl vor dem 
Amtsgericht als auch vor dem Landgericht mit seiner Kla-
ge unterlag. Der BGH folgte den Instanzen im Ergebnis, 
indem er darlegte, warum die 1966 vereinbarte Miet-
vertragsklausel, die den Anspruch auf Verzinsung der 
Kau tion ausschloss, wirksam sei.

Das Landgericht gab der Räumungsklage statt. Die hier-
gegen eingereichte Revision hatte keinen Erfolg. Zu Recht 
– so der BGH – sei das Berufungsgericht davon aus ge -
  gangen, dass die Kinder und Enkel des Vermieters als 
Familienangehörige im Sinne des § 573 Abs. 2 Nr. 2 
BGB anzusehen seien und der Vermieter daher die Ei-
gen bedarfskündigung auf die beabsichtigte Nutzung 
der Wohnung durch diese Personen stützen könne. 
Ebenfalls zutreffend sei das Berufungsgericht davon aus-
gegangen, dass auch eine vom Vermieter beabsichtigte 
Nutzung der dem Mieter überlassenen Wohnung als 
Zweit- und/oder Ferienwohnung die Voraussetzungen 
einer Eigenbedarfskündigung erfüllen könne. 
Durch die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs und 
des Bundesverfassungsgerichts seien die wesentlichen 
Fragen der Eigenbedarfskündigung nach § 573 Abs. 2 
Nr. 2 BGB geklärt. Danach werde der Vermieter durch 
Artikel 14 Abs. 1 Satz 1 GG in seiner Freiheit geschützt, 
die Wohnung bei Eigenbedarf selbst zu nutzen oder 
durch privilegierte Angehörige nutzen zu lassen. Dabei 
hätten die Gerichte den Entschluss des Vermieters, 
die vermietete Wohnung nunmehr selbst zu nutzen 
oder durch den – eng gezogenen – Kreis privilegierter 
Dritter nutzen zu lassen, grundsätzlich zu achten und 
ihrer Rechtsfindung zugrunde zu legen. Ebenso hätten 
sie grundsätzlich zu respektieren, welchen Wohnbedarf 
der Vermieter für sich oder seine Angehörigen als an-
gemessen ansehe. Die Gerichte seien daher nicht be-
rechtigt, ihre Vorstellungen von angemessenem Woh-
nen verbindlich an die Stelle der Lebensplanung des 
Vermieters (oder seiner Angehörigen) zu setzen. 
Dem Erlangungswunsch des Vermieters seien allerdings 
zur Wahrung berechtigter Belange des Mieters Gren-
zen gesetzt. Die Gerichte dürften den Eigennutzungs-
wunsch des Vermieters daraufhin nachprüfen, ob dieser 
Wunsch ernsthaft verfolgt werde, ob er von vernünfti-
gen und nachvollziehbaren Gründen getragen sei oder 
ob er missbräuchlich sei, etwa weil der geltend gemachte 
Wohnbedarf weit überhöht sei, die Wohnung die Nut-
zungswünsche des Vermieters überhaupt nicht erfüllen 
könne oder der Wohnbedarf in einer anderen (frei ge-
wordenen) Wohnung des Vermieters ohne wesentliche 
Abstriche befriedigt werden könne. Ferner werde der 
Mieter über die sogenannte Sozialklausel des § 574 BGB 
geschützt, indem er Härtegründe anbringen könne.
Auch sei höchstrichterlich bereits entschieden, dass so-
wohl ein zeitlich begrenzter Bedarf hinsichtlich der 
Wohnung (BGH vom 20.10.2004 – VIII ZR 246/03 
– und vom 4.3.2015 – VIII ZR 166/14 –) als auch ein 
Wohnbedarf, der zwar nicht von seiner Gesamtdauer 
her zeitlich begrenzt sei, der aber nicht die ständige, 
sondern nur eine zeitweise Nutzung der Wohnung um-
fasse, die Voraussetzungen des „Benötigens“ der Räu-
me „als Wohnung“ und damit die Voraussetzungen 
einer Eigenbedarfskündigung nach § 573 Abs. 2 Nr. 2 
BGB erfüllen könne. 
Deshalb könne grundsätzlich auch die vom Vermieter 
beabsichtigte Nutzung der dem Mieter überlassenen 
Räume als Zweitwohnung eine Eigenbedarfskündigung 
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Bei der Beurteilung, ob eine Klausel den Vertragspartner 
des Verwenders – hier also den Mieter – unangemessen 
benachteiligt, sei im Individualprozess grundsätzlich auf 
die tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse zum Zeit-
punkt des Vertragsschlusses abzustellen. 
Bis 1968 wurde, soweit ersichtlich, die Frage der Verzins-
lichkeit der Kaution weder im Schrifttum noch in der 
Rechtsprechung erörtert. Erst ab 1971 mehrten sich so -
dann nach und nach Stimmen, die dafür eintraten, den 
Vermieter zu einer Verzinsung zu verpflichten. In An-
be tracht dessen hatte der BGH einen im Jahr 1972 ge -
 schlossenen Mietvertrag, der keine ausdrückliche Rege-
lung zur Verzinslichkeit der Barkaution enthielt, dahinge-
hend ausgelegt, dass der Vermieter den Kautionsbetrag 
zu verzinsen habe (BGH vom 8. Juli 1982 – VIII ARZ 
3/82 –). 
Der Gesetzgeber habe die Verzinslichkeit der Mietkaution 
erst im Jahr 1980 angeordnet, und auch dies zunächst nur 
für den Sozialen Wohnungsbau (§ 9 Abs. 5 WoBindG). 
Für nicht preisgebundenen Wohnraum wurde erstmals 
eine Verzinsungspflicht für Mietkautionen zum 1. Januar 
1983 ins BGB eingefügt (§ 550 b Abs. 2 BGB a.F.). 
Da ein Vermieter von Wohnraum demnach im Jahr 1966 
rechtlich nicht zur Verzinsung der Mietkaution verpflichtet 
war, sei ein formularmäßiger Ausschluss der Verzinsung in 
einer solchen Fallgestaltung nicht zu beanstanden. 
Dieses Ergebnis werde auch durch die Übergangs-
vorschrift des Artikel 229 § 3 Abs. 8 EGBGB bestätigt. 
Obgleich die Verzinsungspflicht des § 551 BGB mit 
Wirkung seit dem 1. September 2001 grundsätzlich 
auch auf zu diesem Zeitpunkt bereits bestehende Miet-
verhältnisse anzuwenden sei, gelte dies nach der Über-
gangsvorschrift des Artikel 229 § 3 Abs. 8 EGBGB nicht, 
wenn die Verzinsung der Kaution vor dem 1. Januar 
1983 mietvertraglich ausgeschlossen worden war. 
Fazit: Die Kaution muss verzinst werden bei Mietver-
tragsabschlüssen ab 1983 – egal, was hierzu im Miet-
vertrag steht. Bei älteren Mietverträgen (vor 1983), in 
denen die Verzinsung der Kaution vertraglich ausge-
schlossen ist, kann der Mieter keine Zinsen fordern. Ent -
hält der ab 1972 geschlossene Mietvertrag keine Rege-
lung, ob die Kaution zu verzinsen ist oder nicht, muss 
der Vermieter Zinsen zahlen.

Schönheitsreparaturenverpflichtung 
gegenüber dem Vormieter
Im Falle einer dem Mieter unrenoviert oder renovie­
rungsbedürftig überlassenen Wohnung hält die for mu­
larvertragliche Überwälzung der nach der gesetzlichen 
Regelung (§ 535 Abs. 1 Satz 2 BGB) den Vermieter tref­
fenden Verpflichtung zur Vornahme laufender Schön­
heitsreparaturen der Inhaltskontrolle am Maßstab des 
§ 307 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Nr. 1 BGB nicht stand, so­
fern der Vermieter dem Mieter keinen angemessenen 
Ausgleich gewährt, der ihn so stellt, als habe der Ver­
mieter ihm eine renovierte Wohnung überlassen (Be­
stätigung von BGH, Urteil vom 18. März 2015 – VIII ZR 
185/14, BGHZ 204, 302 Rn. 15, 35). 

Eine allein zwischen dem bisherigen und dem neuen 
Mieter getroffene Renovierungsvereinbarung vermag – 
mit Rücksicht darauf, dass die Wirkungen eines Schuld­
verhältnisses grundsätzlich auf die daran beteiligten 
Parteien beschränkt sind – daran nichts zu ändern. 
BGH vom 22.8.2018 – VIII ZR 277/16 – 

 Langfassung im Internet

Im Formularmietvertrag war vereinbart, dass die Schön-
heitsreparaturen dem Mieter obliegen. Bei Mietbeginn 
wurde die Wohnung dem Mieter unrenoviert übergeben. 
Der Mieter hatte aber mit dem Vormieter eine „Reno-
vierungsvereinbarung“ getroffen, in der er sich bereit 
erklärt hatte, erforderliche Schönheitsreparaturen zu 
übernehmen.
Bei Ende des Mietverhältnisses stritten Mieter und Ver-
mieter darüber, ob die Abwälzung der Schönheitsrepara-
turen auf den Mieter wirksam sei. Der Mieter verneinte 
dies unter Bezug auf die Rechtsprechung des BGH, wo-
nach eine Formularklausel, die dem Mieter einer unre-
noviert oder renovierungsbedürftig übergebenen Woh-
nung die Schönheitsreparaturen ohne angemessenen 
Ausgleich auferlege, unwirksam sei. 
Der Vermieter war demgegenüber der Auffassung, die-
se Rechtsprechung könne hier mit Rücksicht auf die zwi-
schen dem Mieter und dem Vormieter getroffene „Re-
novierungsvereinbarung“ keine Anwendung finden. Das 
Landgericht folgte der Ansicht des Vermieters. Denn an-
gesichts der Vereinbarung zwischen Mieter und Vormie-
ter sei es interessengerecht, den Mieter so zu behandeln, 
als habe ihm der Vermieter die Mietsache im renovierten 
Zustand übergeben. 
Dies sah der BGH anders und hob das Urteil des Land-
gerichts auf.
Die formularvertragliche Überwälzung der nach der 
§  535 Abs. 1 Satz 2 BGB den Vermieter treffenden Ver-
pflichtung zur Vornahme laufender Schönheitsrepara-
turen im Falle einer dem Mieter unrenoviert oder reno-
vierungsbedürftig überlassenen Wohnung halte der 
Inhaltskontrolle am Maßstab des § 307 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2 Nr. 1 BGB nicht stand, sofern der Vermieter dem 
Mieter keinen angemessenen Ausgleich gewähre, der 
ihn so stelle, als habe der Vermieter ihm eine renovierte 
Wohnung überlassen. Denn eine solche Vornahmeklau-
sel verpflichte den Mieter zur Beseitigung sämtlicher Ge-
brauchsspuren des Vormieters und führe dazu, dass der 
Mieter die Wohnung vorzeitig renovieren oder gegebe-
nenfalls in einem besseren Zustand zurückgeben müss-
te, als er sie selbst vom Vermieter erhalten habe. 
Diese Grundsätze blieben auch dann anwendbar, wenn 
der betreffende Mieter sich wie hier durch zweiseitige 
Vereinbarung gegenüber seinem Vormieter zur Vornah me 
von Renovierungsarbeiten in der Mietwohnung verpflich-
tet habe. Denn eine derartige Vereinbarung sei in ihren 
Wirkungen von vornherein auf die sie treffenden Partei-
en, also den Mieter und den Vormieter, beschränkt. Sie 
vermöge deshalb keinen Einfluss auf die Wirksamkeit der 
im Mietvertrag zwischen Vermieter und neuem Mieter 
enthaltenen Verpflichtungen zu nehmen; insbesondere 
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nicht dergestalt, dass der Vermieter so gestellt würde, als 
hätte er dem neuen Mieter eine renovierte Wohnung 
übergeben. 

Hilfsweise ordentliche Kündigung
Durch § 569 Abs. 3 Nr. 2 Satz 1 BGB hat der Gesetz­
geber die gesetzliche Fiktion geschaffen, dass im Falle 
einer rechtzeitigen Schonfristzahlung oder Verpflich­
tungserklärung einer öffentlichen Stelle die zuvor durch 
eine wirksam erklärte fristlose Kündigung wegen Zah­
lungsverzugs (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BGB) bewirkte 
Beendigung des Mietverhältnisses rückwirkend als 
nicht eingetreten gilt. Bei Vorliegen der Voraussetzun­
gen des § 569 Abs. 3 Nr. 2 Satz 1 BGB entfallen damit 
nicht nur für die Zukunft die durch die fristlose Kündi­
gung ausgelösten Räumungs­ und Herausgabeansprü­
che, sondern das Mietverhältnis ist als ununterbrochen 
fortbestehend zu behandeln. 
Ein Vermieter, der eine fristlose Kündigung eines Wohn­
raummietverhältnisses wegen Zahlungsverzugs (§ 543 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BGB) hilfsweise oder vorsorglich 
mit einer ordentlichen Kündigung (§ 573 Abs. 1, Abs. 2 
Nr. 1 BGB) verknüpft, bringt bei der gebotenen Aus­
legung seiner Erklärungen zum Ausdruck, dass die or­
dentliche Kündigung in allen Fällen Wirkung  entfalten 
soll, in denen die zunächst angestrebte sofortige Be­
endigung des Mietverhältnisses aufgrund einer – ent­
weder schon bei Zugang des Kündigungsschreibens 
gegebenen oder nachträglich gemäß § 543 Abs. 2 Satz  3 
BGB (unverzügliche Aufrechnung durch den Mieter) 
oder gemäß § 569 Abs. 3 Nr. 2 BGB (Schonfristzahlung 
oder behördliche Verpflichtung) rückwirkend eingetre­
tenen – Unwirksamkeit der fristlosen Kündigung fehl­
geschlagen ist. 
BGH vom 19.9.2018 – VIII ZR 231/17 – 

 Langfassung im Internet

Die Mieter hatten die von ihnen geschuldete Miete in 
zwei aufeinander folgenden Monaten nicht entrichtet. 
Hierauf hatte der Vermieter die fristlose und zugleich 
hilfsweise die fristgerechte Kündigung des Mietverhält-
nisses wegen Zahlungsverzugs erklärt. Die Mieter be-
glichen nach Zugang der Kündigung die aufgelaufenen 
Zahlungsrückstände. 
In der Vorinstanz hatte die 66. Zivilkammer des Landge-
richts Berlin (vom 13.10.2017 – 66 S 90/17 –) die Auf-
fassung vertreten, eine hilfsweise ordentliche Kündigung 
könne von vornherein keine Wirkung entfalten, wenn 
die fristlose Kündigung zu Recht ausgesprochen wurde. 
Da die fristlose Kündigung das Mietverhältnis sofort be-
ende und deren Wirkungen durch eine Schonfristzah-
lung erst später entfielen, fehle es beim Zugang der 
hilfsweisen ordentlichen Kündigung an einem Mietver-
hältnis. Mangels Mietverhältnis könne die ordentliche 
Kündigung keinerlei Wirkung entfalten. Die ordentli-
che Kündigung könne auch nicht „aufleben“, wenn die 
Schonfristzahlung zu einem Fortbestand des Mietver-
hältnisses führe.

Der BGH folgte der im Ergebnis mieterfreundlichen An-
sicht des LG Berlin nicht.
Ein vom Mieter herbeigeführter Ausgleich der Rückstän-
de gemäß § 569 Abs. 3 Nr. 2 BGB lasse die durch eine 
außerordentliche fristlose Kündigung wegen Zahlungs-
verzugs (§ 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a BGB) mit 
ihrem Zugang herbeigeführte sofortige Beendigung des 
Mietverhältnisses nachträglich rückwirkend entfallen. Die 
Regelung des § 569 Abs. 3 Nr. 2 BGB beschränke sich ent-
gegen der Auffassung des Berufungsgerichts nicht darauf, 
lediglich Ansprüche auf Räumung und Herausgabe der 
Mietsache nachträglich zum Erlöschen zu bringen. Viel-
mehr habe der Gesetzgeber gewährleisten wollen, dass 
die wirksam ausgeübte fristlose Kündigung unter den dort 
genannten Voraussetzungen trotz ihrer Gestaltungswir-
kung rückwirkend als unwirksam gelte und der Mietver-
trag fortgesetzt werde. In einer solchen Situation komme 
eine gleichzeitig mit einer fristlosen Kündigung wegen 
Zahlungsverzugs hilfsweise ausgesprochene ordentliche 
Kündigung zur Geltung. Denn ein Vermieter, der neben 
einer fristlosen Kündigung hilfsweise oder vorsorglich ei-
ne ordentliche Kündigung des Mietverhältnisses wegen 
eines aufgelaufenen Zahlungsrückstands ausspreche, er-
klärt diese nicht nur für den Fall einer bereits bei Zugang 
des Kündigungsschreibens gegebenen Unwirksamkeit der 
vorrangig erfolgten fristlosen Kündigung. Vielmehr bringe 
er damit aus objektiver Mietersicht regelmäßig weiterhin 
zum Ausdruck, dass die ordentliche Kündigung auch dann 
zum Zuge kommen solle, wenn die zunächst wirksam er-
klärte fristlose Kündigung aufgrund eines gesetzlich vor-
gesehenen Umstands wie einer unverzüglichen Aufrech-
nung durch den Mieter (§ 543 Abs. 2 Satz 3 BGB), einer 
sogenannten Schonfristzahlung oder einer Verpflichtungs-
erklärung einer öffentlichen Stelle (§ 569 Abs. 3 Nr. 2 
Satz 1 BGB) nachträglich unwirksam werde.  
Eine Schonfristzahlung oder Verpflichtungserklärung 
einer öffentlichen Stelle habe also nicht zur Folge, dass 
eine mit der fristlosen Kündigung wegen Zahlungsver-
zugs gleichzeitig hilfsweise ausgesprochene ordentliche 
Kündigung „ins Leere“ ginge. Indem das Berufungsge-
richt allein darauf abgestellt habe, dass eine in mate-
riel ler und formeller Hinsicht wirksam erklärte fristlose 
Kün   di  gung wegen Zahlungsverzugs das Mietverhältnis 
(zu  nächst) auflöst, habe es die bei der Auslegung einer 
Kündigungserklärung zu beachtenden rechtlichen Zu-
sammenhänge (insbesondere Wirkung des § 569 Abs. 3 
Nr. 2 BGB) außer Acht gelassen und einen einheitlichen 
natürlichen Lebenssachverhalt (Zahlungsverzug, Kündi-
gung, nachträgliche Befriedigung des Vermieters), auf 
den sich die hilfsweise erklärte ordentliche Kündigung 
bei vernünftiger lebensnaher und objektiver Betrachtung 
stütze, künstlich in einzelne Bestandteile aufgespalten. 
Fazit: Der Mieter, der innerhalb der gesetzlichen Schon-
frist all seine Schulden bezahlt, verliert trotzdem die Woh-
nung. Mit seiner Zahlung ist zwar die fristlose Kündi-
gung vom Tisch, die ordentliche Kündigung aber nicht. 
Hier bestehe offensichtlich eine Gesetzeslücke. Der Ge-
setzgeber muss handeln – wer seine Mietschulden be-
zahlt, muss wohnen bleiben dürfen. 
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Service
Beratungszentren
des Berliner Mietervereins
Wir freuen uns auf Ihren Besuch in den zentral gelegenen Be-
ratungszentren des Berliner Mietervereins. Zur Beratung bitte 
immer auch den Mitgliedsausweis und den Mietvertrag mit-
bringen. Wir bitten um Verständnis, dass aus organisatorischen 
Gründen eine Beraterauswahl nicht immer erfolgen kann.
Beratungs-
zentrum

 Frankfurter 
Allee in der 
Frankfurter 

Allee 85

Reinickendorf Pankow

Lichten-
berg

Marzahn-
Hellersdorf

Treptow-KöpenickNeukölln
Steglitz-Zehlendorf

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Spandau Mitte

Friedrichshain-
Kreuzberg

Tempelhof-
Schöneberg

Beratungszentrum 

Südstern
Hasenheide 63 (Laden), 
nahe u Südstern

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Begleit-
person auf Rampe erforderlich)

Beratungszentrum 

Walther-Schreiber-Platz
Rheinstraße 44

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)
u Walther-Schreiber-Platz
i Feuerbachstraße

Beratungszentrum 

Wilmersdorfer Straße
Wilmersdorfer Straße 50/51 
(neben den Wilmersdorfer Arcaden)

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet
u Wilmersdorfer Straße
i Charlottenburg

Beratungszentrum 

Altstadt Spandau
Mönchstraße 7 (Laden), 
nahe Markt

  Zugang im EG 
über mobile Rampe
u Altstadt Spandau 
u i Rathaus Spandau

Beratungszentrum 

Bahnhofstraße Köpenick 
Bahnhofstraße 5 (Laden), nahe Seelenbinderstr.

  Zugang im EG bedingt rollstuhlgeeignet, 
mit Begleitperson (Stufe 19 cm)
i Köpenick, Tram/Bus Bahnhof-
straße/Ecke Seelenbinderstraße

Beratungszentrum 

Frankfurter Allee
Frankfurter Allee 85

  Zugang rollstuhlgerecht 
(bitte klingeln, der Zugang er-
folgt begleitet über den Hof)
u i Frankfurter Allee
u Samariterstraße 

Beratungszentrum 

Schönhauser Allee
Schönhauser Allee 134 B

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
u Eberswalder Straße 

Geschäftsstelle
Spichernstraße 1, 10777 Berlin
u Spichernstraße (U 3 und U 9)

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
Rechtsberatung: Mo-Do 17-19 Uhr, 
Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr

geschlossen vom 24. bis 26.12.2018 
und vom 31.12.2018 bis 1.1.2019
 

Beratungszentrum 

Müllerstraße
Müllerstraße 135 (Laden),
nahe Seestraße 
(neben dem Kino Alhambra) 

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 19 cm)
u Seestraße
Bitte beachten Sie
Schriftverkehr: Sollte nach Ihrem Gespräch in der Beratungsstelle 
juristischer Schriftverkehr mit Ihrem Vermieter oder Behörden er-
forderlich sein, wird Ihre Angelegenheit zur weiteren Bearbeitung 
an die Geschäftsstelle weitergeleitet.
Prozesskostenversicherung: Falls eine gerichtliche Auseinander-
setzung unvermeidlich ist, können die Leistungen der Rechts-
schutzversicherung in Anspruch genommen werden. Erforderlich 
ist jedoch zunächst die Beratung durch den Berliner Mieterverein 
und die Einhaltung der 3-monatigen Wartefrist nach Beitritt. Eine 
telefonische Beratung erfüllt diese Obliegenheitsverpflichtung 
nicht. Es gelten die Bedingungen der Prozesskostenversicherung.
Briefzustellung: Senden Sie Ihre Post bitte ausschließlich an die 
Geschäftsstelle, Spichernstraße 1, 10777 Berlin, da in den Bera-
tungszentren keine Zustellung möglich ist.
MieterMagazin 12/2018
 Öffnungszeiten 
	 Achtung: In der Geschäftsstelle andere 
 Öffnungs- und Beratungszeiten (siehe Seite 32)
J Spontan: Beratung ohne Terminvereinbarung
 (es kann zu Wartezeiten kommen!)
 Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 19 Uhr, 
 Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
 Freitag von 15 bis 17 Uhr, Samstag von 9 bis 13 Uhr 
 (samstags jedoch nicht in den Beratungszentren 
 Wilmersdorfer Straße und Bahnhofstraße)
 geschlossen vom 24. bis 26. Dezember 2018
 und 31. Dezember 2018 bis 1. Januar 2019
J Beratung mit Terminvereinbarung
 Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr und am 
 Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch
 Ihren persönlichen Termin.
 Servicetelefon: S 030-226  260
 Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 18.30 Uhr, 
 Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, Freitag von 9 bis 17 Uhr,
 Samstag von 9 bis 13 Uhr
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Service
Geschäftsstelle
Berliner Mieterverein e.V., 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin 
u Spichernstraße (U 3, U 9), 
Bus 204 (Haltestelle U-Bhf. Spichernstraße), nächster i ist 
Zoologischer Garten (in 3 Minuten mit der U 9 erreichbar)

   Zugang im EG rollstuhlgerecht

S 030-226 260, Fax: 030-226 26-161, 
bmv@berliner-mieterverein.de 
Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi 9-18.30 Uhr, Do 9-19 Uhr, Fr 9-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Rechtsberatung: 
Mo, Di, Mi, Do 17-19 Uhr, Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr

geschlossen vom 24. bis 26. Dezember 2018
und vom 31. Dezember 2018 bis 1. Januar 2019
gsstellen
vereinbarung

 Die BMV-Beratungszentren
 finden Sie auf Seite 31 (eine Seite zurückblättern!)
Geschlossen vom 24. Dezember 2018 
bis einschließlich 1. Januar 2019. Bitte 
besuchen Sie zwischen den Feiertagen 
alternativ unsere Beratungszentren.

Lichtenberg
K	Mo 9-11 Uhr
Stadtteilzentrum Ikarus, Wandlitzstr. 13 
i Karlshorst

K	Di 17-19 Uhr
Nachbarschaftshaus im Ostseeviertel, 
Ribnitzer Straße 1 b, 
2. OG, Raum 204
i Wartenberg  

Marzahn-Hellersdorf
K	Mo 17-19 Uhr 
Kieztreff, Marzahner Promenade 38
i Marzahn, 
Tram/Bus Marzahner Promenade

K	Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Kienberg/Gärten der Welt

Mitte (Mitte, Tiergarten, Wedding) 
K Di 18-19.30 Uhr 
Selbsthilfe-, Kontakt- und  Beratungs-
stelle, Perleberger Straße 44/
Ecke Lübecker Straße
u Birkenstraße

Pankow 
K	Mi 17-19 Uhr 
Gemeindehaus Pankow, 
Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche

Weitere Beratun
überwiegend ohne Termin
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Pankow 
K	Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, 
Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Reinickendorf
K	Mi 17–19 Uhr
Familientreff Wittenau, 
Oranienburger Straße 204, 
Ecke Roedernallee
nahe u Wittenau (250 m Fußweg) 
und i Wittenau (400 m Fußweg)

Steglitz-Zehlendorf
K	Mi 17-19 Uhr 
Mittelhof e.V., König straße 43 
(nahe Rathaus und Meldestelle) 
i Zehlendorf 

Tempelhof-Schöneberg
K	Mo 17-19 Uhr 
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20 
u Alt-Mariendorf

K	Mo 18.30-19.30 
+ Do 10-11 Uhr
AWO-Laden, 
Goltzstraße 19 (links)
u Nollendorfplatz, 
u Eisenacher Straße

Treptow-Köpenick
K	Di + Do 17-19 Uhr 
Villa Offensiv, 
Hasselwerderstraße 38-40
i Schöneweide
Servicetelefon
 für weitere Auskünfte, 
      Terminvereinbarungen 
  und Ihre Anregungen:    

 S 030-226 260
Mieterverein 
Online 
Im Internet erreichen Sie uns unter 
www.berliner-mieterverein.de

Infoblätter
Ob Mietvertrag, Betriebskostenabrech-
nung, Wohnungsmängel oder Mieterhö-
hung, der Mieterverein hält für Sie in der 
Hauptgeschäftsstelle und in den Beratungs-
zentren ein großes Angebot an Informa-
tionsblättern bereit. Alle Informationen 
auch im Internet abrufbar unter
www.berliner-mieterverein.de/
mietrecht/infoblaetter.htm 

Mein BMV
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder 
Ihr Nachname hat sich geändert? 
Sie möchten dem Berliner Mieterverein Än-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Oder Sie möchten zukünftig die Online-
Ausgabe des MieterMagazin beziehen?
Unter „Mein BMV“ können Sie im Internet 
die persönlichen Daten Ihrer Mitgliedschaft 
ändern und dem Berliner Mieterverein 
online mitteilen: https://service.berliner-
mieterverein.de/service
Telefonberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhal-
ten Sie als Mitglied eine telefonische 
Kurzberatung – schnell und unbürokra-
tisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit (siehe Adressfeld Ihres 
MieterMagazin) und beachten Sie, dass 
die Telefonberatung nicht eine umfang-
reiche Rechtsberatung ersetzen kann. 
Insbesondere, wenn sich aus Ihrer Ange-
legenheit ein Rechtsstreit ergeben soll-
te, ist der Besuch einer Beratungsstelle 
erforderlich. Die Obliegenheit für den 
Rechtsschutz wird mit der Telefonbera-
tung nicht erfüllt. Um Wartezeiten zu 
vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt 
zu Beginn und am Ende der Beratungs-
zeit anzurufen.

Telefonberatung: 
S 030-226 26-152
Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr 
sowie Montag und Donnerstag 
von 17 bis 20 Uhr
MieterMagazin 12/2018
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Beratungsangebote rund um die Wohnung
Heizung 
und Heizkosten
Bei technischen Fragen zur Heizung und 
Heizanlage hilft Ihnen die Energieberatung 
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie über energiesparende 
Modernisierungsmaßnahmen (auch durch 
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung. 
Terminvereinbarung ist möglich 
unter.
Mo 17-19 Uhr (jeden 1. Montag): 
Beratungszentrum Altstadt Spandau, 
Mönchstraße 7
Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Walther-Schreiber-Platz, Rheinstraße 44
Mi 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B
Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Frankfurter Allee 85

Überprüfung des 
Fernwärmepreises
Die Berliner Firma SEnerCon überprüft für 
Mitglieder des BMV die Angemessenheit 
des Fernwärmepreises des von Ihnen be-
wohnten Gebäudes kostenfrei und unver-
bindlich. Einfach die Kopie der letzten Heiz-
kostenabrechnung des Vermieters (mit An-
gabe der geliefer ten Wärmemenge und des 
Baualters, gegebe nenfalls beim Vermieter 
erfragen) sowie nach Möglichkeit die Wär-
meabrechnung des Fernwärmelieferanten 
einsenden an:  
Berliner Mieterverein, 
z.H. Wibke Werner, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin. 

Beratung zu Sozialrecht 
und Miete
Beraten wird insbesondere zu Wohngeld, 
Wohnberechtigungsschein, Ansprüchen 
auf Mietsenkung und die Beschränkung 
von Modernisierungsumlagen für Mieter 
der städtischen Wohnungsbaugesellschaf-
ten sowie Kosten für die Unterkunft und 
Heizung im Rahmen der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende und Sozialhilfeemp-
fangende.
Bitte vereinbaren Sie einen Termin. 
Servicetelefon S 030-226 260 

Mediation und 
Konfliktberatung
Bei Lärm durch Nachbarn und Auseinander-
setzungen mit Nachbarn oder Mitbewoh-
nern bietet der Berliner Mieterverein seinen 
Mitgliedern eine Beratung zum Umgang mit 
dem Konflikt und bei Bedarf ein Media tions-
verfahren zur einvernehmlichen Lösung des 
Problems an. Die Beratung/Mediation wird 
MieterMagazin 12/2018
von einem Mediator (Konfliktvermittler) 
durchgeführt. Das Angebot ist für Mitglie-
der des Berliner Mietervereins kostenfrei.
K Telefonberatung und Kontakt: 
Do 17-18 Uhr, außerhalb dieser Zeiten 
ist ein Anrufbeantworter geschaltet: 
S 030 - 34 71 08 21; E-Mail-Anfragen: 
mediation@berliner-mieterverein.de

Mietrechtsberatung 
für Gewerbemieter
Nur mit telefonischer Termin-
vereinbarung unter S 030-226  260
Die Beratung findet statt:
K Charlottenburg
Do 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Wilmersdorfer Straße 50/51 
u Wilmersdorfer Straße
K Prenzlauer Berg
Mo 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
u Eberswalder Straße
K Wilmersdorf/Schöneberg
Fr 14-17 Uhr
BMV-Geschäftsstelle Spichernstraße 1 
u Spichernstraße

Schwerpunktberatung 
Nutzer/Pächter
K Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
K Treptow
Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide

Mietrechtsberatung 
für bildende Künstler
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat 
von 17 bis 19 Uhr
Köthener Straße 44 (3. OG, BBK), 
Berlin-Kreuzberg, i Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Künstler in Ateliers, 
Gewerberäumen und Wohnungen 

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-übernahme
Zur persönlichen Unterstützung 
in Ab- und Übernahmeterminen 
empfiehlt der Ber liner Mieterverein 
folgende sach kundige Per sonen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,
S 030-294 31 07 oder S 0178 / 780 07 80
Dipl.Ing.Arch. Rüdiger Beer, 
S 030-20 98 92 65 oder S 0163 / 826 69 44
Kosten: 90 Euro pro Termin zuzüglich 
10 bis 40 Euro Fahrtkosten. Die Beauftra-
gung durch Sie erfolgt direkt an die oben 
genannten Personen. Gutachten und ju -
ristische Auskünfte sind nicht möglich. 
Bei Abnahme: Die Prüfung Ihrer miet-
vertraglichen Verpflichtung zu Schön-
heitsreparaturen sollte bereits vor der 
Wohnungsabnahme in einer unserer 
Beratungsstellen erfolgen. 

Gutachten – der BMV 
vermittelt Experten

Vielfach gibt es neben juristischen Fragen 
auch technische Probleme. Zur Beurteilung 
ist Sachverstand erforderlich. 
Mit den nachstehenden Gutachtern haben 
wir für Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins günstige Konditionen vereinbart. 
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten 
vor einer Beauftragung. Darüber hinaus-
gehende Auskünfte und Beratungen sind 
telefonisch nicht möglich. Die Juristen des 
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten 
zu folgenden Themenbereichen:
K Wohnflächenberechnung
K Schönheitsreparaturen
K Feuchtigkeitsschäden 
durch schadhafte Abdichtungen
K Modernisierung: Mieterhöhungsprüfung 
aus bautechnischer Sicht
K Heizung/Warmwasser/
Wärmedämmung
K Hausrat
K Wohnungsmängel 
auch bei Schimmelbelastung
K Schimmelpilzbewertung/-bestimmung 
ohne bauliche Ursachenbestimmung
K Geräuschmessung für technische Anlagen
K Elektrosmog/Mobilfunk
K Umweltchemie/Umwelttechnik/
Schadstoffanalyse
K Baubiologie (Elektrosmog, 
Schadstoffanalytik)
Die Gutachter finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de/
oder rufen Sie S 030-226 260 an.

Mietrechtsbroschüren 
Guter Rat und gar nicht teuer. 
Die Mietrechtsbroschüren des Deutschen 
Mieterbundes (DMB) sind zu erwerben 
in der Geschäftsstelle und in den Bera-
tungszentren des Berliner Mietervereins 
oder beim Deutschen Mieterbund, 
10169 Berlin beziehungsweise im Internet 
unter www.mieterbund.de.
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Service
Zusatzangebote
Kooperationsangebote
für Mitglieder
Der Berliner Mieterverein hat mit den unten-
stehenden Einrichtungen Kooperationsab-
kommen geschlossen. Davon profitieren die 
Mitglieder. Bei Vorlage des Einzahlungsbe legs 
für den Mitgliedsbeitrag oder des ak tuellen 
MieterMagazin mit Namensaufdruck erhal-
ten Sie Ermäßigungen für Eintrittskarten.

Rabatt bei joycard – 
Berlin zum halben Preis 
150 Partner in der Gastronomie, bei Sport 
& Fun, Kultur & Kino, Wellness und Nightlife.
Für BMV-Mitglieder statt 59,95 Euro im 
ersten Jahr nur 25 Euro, Folgejahre 45 statt 
59,95 Euro; Gutscheincode: mieterverein; 
Bestellung: www.joycard.de, S 30 36 99 57 
 
Bildung und Kultur 
K Urania
www.urania-berlin.de 
S 030-218 90 91 
K Distel Kabarett – 
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de 
S 030-204 47 04 
K Kleines Theater 
www.kleines-theater.de 
S 030-821 20 21 
K Labyrinth Kindermuseum 
www. kindermuseum-labyrinth.de 
S 030-800  93 11 50
Nützliches
K	Mietspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel, Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung, S 030-90 139 - 47 77
K	Betriebskostenspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/betriebskosten/
K	Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de
K	Energiesparberatung
des BUND für Geringverdiener:
Termin unter S 030-78 79 00 60
K	Wohngeld 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
Rufnummern bei den Wohnungsämtern
K	Quartiersmanagement 
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 030-90 139 - 48 10
K	Sozialgipfel
www.berliner-sozialgipfel.de
K	Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
S 030-302 38 24
K	Lärmschutz 
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt
Stiftung Warentest – Leseraktion Straßen-
lärm, 10773 Berlin, S 01 80 / 232 13 13
34
K	Wohnen im Alter 
Infotelefon beim  Pflegestützpunkt Berlin, 
Mo - Fr  9 - 18 Uhr: S 0800 - 59 500 59
www.hilfelotse-berlin.de
BIWIA – Berliner Initiative Wohnen im Alter: 
www.berlin.de/special/wohnen/alter/ 
K	Mietschulden/Wohnungsnotfälle 
Geschütztes Marktsegment/
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
S 030-902 29 - 32 01 / 2 
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html 
Ambulante Dienste/GEBEWO 
S 030-480 98 191, Fax 030-480 98 192, 
AmbulanteDiensteNord@gebewo.de 
Ambulante Wohnhilfe Wedding/IB
S 030-490 00 99 0, Fax 030-490 00 99 28, 
AWH-B-Wedding@internationaler-bund.de 
K	Straßenleuchten 
Bei Defekten: S 0800 110 20 10 
(Vattenfall)
K	Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, 
www.test.de
Ehrenamtliches 
Engagement
Hilfe zur Selbsthilfe – 
Bezirksaktivengruppen
Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv 
für eine mieterfreundliche Wohnungs-
politik einzusetzen. Dazu gehört, 
K dass wir uns über das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren; 
K dass wir unsere Mitmieter aufklären; 
K dass wir uns einfach zusammentun, 
um mit unseren Mietproblemen nicht 
allein zu sein.  
Wir würden uns freuen, 
wenn auch Sie kommen würden.

Charlottenburg-Wilmersdorf 
Bezirksleitung: Raphael Thieme, 
Fritz Peter Brost, Hans Huser
Treffen aktiver Mitglieder und interessier-
ter Mieter jeden 2. Dienstag eines Monat 
um 18.30 Uhr im Haus am Mierendorff-
platz, Mierendorffplatz 19
Kontakt auch über Thomas Koch, Geschäfts-
stelle des BMV, S 030-226 26-144
Friedrichshain-Kreuzberg 
Bezirksleitung: Gundel Riebe, 
Ralf Kießling, Frank Straubing 
K Kontaktmöglichkeiten zur Bezirksleitung: 
jeden 1. und 2. Dienstag von 14-16 Uhr im 
Beratungszentrum Südstern, Hasenheide 63; 
jeden Montag und jeden 2. Mittwoch im 
Monat von 17.30 bis 19 Uhr im Beratungs-
zentrum Frankfurter Allee 85 
und über Thomas Koch, 
Geschäftsstelle des BMV 
S 030-226 26-144
Lichtenberg
Bezirksleitung: Lieselotte Bertermann, 
Karin Korte, Alexandra Gaulke 
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 
2. Mi des Monats um 17 Uhr in der 
„Undine“, Wohnprojekt und Kieztreff, 
 Hagenstraße 57-60. 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewie senen 
 Beratungszeiten
Marzahn-Hellersdorf
Bezirksleitung: Peter Risch, Irina Neuber, 
Helga Jonas 
K Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner 
und Hellersdorfer Beratungsstellen während 
der Beratungszeiten möglich
Mitte
Bezirksleitung: Ursula Loesch, Karin Jansen 
K Treffen der Aktivengruppe jeden 4. Do 
im Monat um 18 Uhr in der Senioren  -
frei zeit stätte Torstraße 190 
Neukölln
Bezirksleitung: Jutta Hartmann, 
Wilhelm Laumann
Kontaktmöglichkeiten: bmv-neukoelln@
freenet.de und über Thomas Koch,  Ge -
schäftsstelle des BMV S 030-226 26-144
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 3. Do 
im Monat um 18 Uhr in der Richardstraße 5 
(Räume der Aktion Karl-Marx-Straße)
Pankow
Bezirksleitung: Wolfgang Marquardt, 
Karin Kemner, Hans-Günther Miethe
K Kontaktmöglichkeiten: 
Do 17-19 Uhr im Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
Reinickendorf 
Bezirksleitung: Helmut Möller
Kontakt: Thomas Koch, Geschäftsstelle 
des BMV, S 030-226 26-144
K „Mittwochsrunde“ jeden 1. Mi im Mo-
nat ab 19 Uhr im Familientreff  Wittenau, 
 Oranienburger Straße 204
Spandau
Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum 
Altstadt Spandau, Mönchstraße 7
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer 
 Beratung: Betreuung der Mitglieder; 
Mietergemeinschaften; AG Modernisierung,
AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, S 030-331 52 20
Steglitz-Zehlendorf
Bezirksleitung: Barbara von Boroviczeny
Kontakt: Thomas Koch, Geschäftsstelle 
des BMV, S 030-226 26-144
Tempelhof-Schöneberg
Bezirksleitung: Folkert Schulz
Kontakt: Thomas Koch, Geschäftsstelle 
des BMV, S 030-226 26-144
Treptow-Köpenick
Bezirksleitung: Henry Baumfelder, 
Ilona Sechting, Rosemarie Wabner
K Treffen aktiver Mitglieder zum Erfahrungs-
austausch jeden 2. Donnerstag im Monat,
im Dezember kein Treffen der Bezirksgruppe
 K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen 
Beratungszeiten
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Viel Wissen … 
… für wenig Geld

Die Broschüren

Die Broschüren kosten 6 Euro und sind erhältlich in den 
Beratungszentren und in der Geschäftsstelle des Berliner 
Mietervereins, Spichernstraße 1, 10777 Berlin während der 
Geschäftszeiten oder beim DMB-Verlag, 10169 Berlin oder 
im Internet unter www.mieterbund.de 

Die Broschüren des Deutschen Mieterbundes haben einen 
Umfang von 80 bis 100 Seiten und kosten 6 Euro. 

Energieverbrauchs- und
Heizkostenüberprüfung
bei Zentralheizungen
Heizkostenabrechnung einsenden!

(1) Wohnungen mit Gas-Etagenheizungen oder 
Einzelofenheizungen sowie Heizanlagen in klei-
neren Gebäuden (weniger als 6 Wohnungen) 
sind nicht im Heizspiegel erfasst. Heizenergie-
verbräuche können hier sehr stark schwanken, 
da der Einfluss des Nutzers überwiegt. Eine ers-
te Orientierung ist jedoch möglich. Die Energie-
klassen des Heizspiegels beziehen sich grund-
sätzlich auf Verbräuche von Gebäuden, nicht 
von Wohnungen. Sehr aufschlussreich ist aller-
dings der Vergleich mit Wohnungswerten.
(2) Die Klasse B sollte nach der geltenden Wär-
meschutzverordnung von 1995 erreicht werden. 

Gesetzlich vorgeschrieben ist ein errechneter Be-
darfswert, nicht die hier ermittelte Verbrauchs
klasse.
(3) Diese Klassen können zu B und C verbessert 
werden, indem z.B. Brennwerttechnik, eine gute 
Heizungsregelung, Außenwanddämmung und 
Wärmeschutzverglasung genutzt werden.
(4) Die Gebäude dieser Klassen zeichnen sich oft 
durch veraltete Heizungsanlagen und schlechte 
Bausubstanz aus. Instandsetzung und Sanierung 
sind in der Regel erforderlich. Eine Überprüfung 
der Abrechnung, der Haustechnik und der Ge-
bäudesubstanz sollte hier unbedingt erfolgen. 

Berliner Heizspiegel
Heizenergiespiegel in kWh pro m2 und Jahr

	
Plattenbau  (1)	 Mauerwerksbau  (1)	

Klasse,	 Klasse,
	 die mindestens erzielt	 die mindestens erzielt
niedriger Verbrauch	 werden sollte für:	 werden sollte für:

	 Neubau ab 1995 (2)	 Neubau ab 1995 (2)

	 Baujahr ab 1973 (3)	 Baujahr ab 1984 (3)

	 Baujahr bis 1972 (3)	 Baujahr bis 1983 (3)

	 Handlungsbedarf (4)

	 dringender Handlungsbedarf (4)

sehr hoher Verbrauch 

 0-50	 A

 50-100	 B

 100-150	 C

 150-200	 D

 200-250	 E

 250-300	 F

 über 300	 G



Der Berliner Mieterverein e.V. bietet seinen Mitgliedern gemäß Berliner Heiz-
spiegel/HeizEnergieCheck eine kostenlose Überprüfung des Energieverbrauchs 
und der Energiekosten bei zentralbeheizten Gebäuden (mit mindestens sechs 
Mietparteien) an. Mit dem Berliner Heizspiegel/HeizEnergieCheck können Ener-
gieverbrauch und Kosten mit anderen Gebäuden in Berlin verglichen werden. 
Die vom Energiesparberatungsbüro KEBAB für den Senat ermittelten Energie-
verbrauchskennwerte wurden in sieben Klassen (A-G) eingeteilt, analog des 
Eurolabels für Haushaltsgeräte. 
Zur Bewertung von Verbrauch und Kosten in Ihrem Wohngebäude benötigen 
wir von Ihnen mindestens eine Heizkostenabrechnung (besser: auch die des 
Vorjahres) mit Angabe der gelieferten Wärmemenge (wichtig!), des Baualters 
des Wohngebäudes und falls auf der Abrechnung nicht vermerkt der Art des 
Energieträgers (Gas, Öl) beziehungsweise der Art der Versorgung (Fernwärme, 
Contracting). Sie erhalten einen Verbrauchsausweis mit Erläuterungen.
Wurde für das von Ihnen bewohnte Gebäude nach Heizspiegel ein (dringender) 
Handlungsbedarf ermittelt, dann kann der Berliner Mieterverein für Sie tätig 
werden und den Gebäudeeigentümer mit der Diagnose konfrontieren. 
Achtung: Sollten in Folge der Diagnose energiesparende Modernisierungen 
von Seiten des Vermieters durchgeführt werden, kann es zur Überschreitung 
der bisherigen Warmmiete kommen. Die Überprüfung von Energieverbrauch 
und -kosten beinhaltet ausdrücklich keine Rechtsberatung.

Bitte senden Sie Ihre Heizkostenabrechnungen an:
Berliner Mieterverein e.V., – Heizspiegelüberprüfung –
Spichernstraße 1, 10777 Berlin
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Das komplette Programm unter

Urania Berlin e.V., An der Urania 17, 10787 Berlin  
Tel. (030) 218 90 91 kontakt@urania-berlin.de
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 Abenteuer Afrika
Namibia Botswana 

  MI, 5. 12. 2018, 20:00 Uhr
Kai-Uwe Küchler

Der „Ehe-Führerschein“
Wege zu einer erfüllten 
und nachhaltigen Beziehung

 Workshop

  SA, 8. 12. 2018, 13:30 – 18:00 Uhr

Dr. Clemens von Saldern

Tschaikowsky 
Ballett-Festival
Für Familien (mit Erzählerin)

Schwanensee
  SA, 1. 12. 2018, 11:00 Uhr

Der Nussknacker
  SA, 1. 12. 2018, 14:00 + 18:00 Uhr

Dornröschen
  SO, 2. 12. 2018, 11:30 + 15:00 Uhr

Das Russische Nationalballett

Armageddon  
im Orient
Wie die Saudi-Connection 
den Iran ins Visier nimmt
  MO, 3. 12. 2018, 19:30 Uhr
Dr. Michael Lüders

The Future is Feminist
Freiheit, Gleichheit, Geschwisterlichkeit
  FR, 14. 12. 2018, 19:30 Uhr
Sookee, Hip-Hop-Künstlerin, Germanistin und Aktivistin

Der Zauberer von Oz
  SA, 8. 12. (Premiere) – FR, 28. 12. 2018

Kinder Musical Theater in Berlin

The white Sharks 
of South Africa
Veranstaltung in englischer Sprache

  SO, 9. 12. 2018, 15:00 Uhr

Alessandro De Maddalena

Die Menschenrechts-
lage in Russland
  DI, 11. 12. 2018, 17:30 Uhr

Dr. Gerhart Baum, Birgit Virnich,  
Olga Schorina  
Mod.: Julius von Freytag-Loringhoven

Adams Apfel 
und Evas Erbe
Vom Einfluss der Gene auf unser Leben
  MI, 12. 12. 2018, 15:30 Uhr
Prof. Axel Meyer

Verbundenheit
Kooperation und Mitgefühl als 
gesellschaftspolitische Bewegung

  MI, 12. 12. 2018, 20:00 Uhr
Prof. Gerald Hüther,  
Christa Spannbauer

Philosophische 
Romane  
zu Weihnachten
  MI, 19. 12. 2018, 19:30 Uhr
Maren Bohm, Simone Stölzel, 
Christoph Andreas Marx

Bildnachweise: Sookee © Eylul Aslan;  
Abenteuer Afrika © Kai-Uwe Küchler

https://www.urania.de/

	INHALT
	INTRO
	Leserbriefe
	Impressum
	Wir trauern Hans-Joachim Hemmerling
	Ausstellung Klaus W. Hensel: Gesichter
	Beratung zu Weihnachten und Neujahr 2018/2019
	Mein BMV
	MieterMagazin online lesen
	Telefonische Kurzberatung
	Vorstandssprechstunde
	Zum  Jahresende
	Bezirksgruppe Reinickendorf :„Mittwochsrunde“
	Bezirksgruppe Mitte: Einladung zu zwei Veranstaltungen

	PANORAMA
	DSGVO contra Namensschilder? Klingelstreich mit dem Datenschutz
	Pestel-Untersuchung: Städtische sind ein bedeutender lokaler Wirtschaftsfaktor
	BSR-Tarife: Die Gebühren steigen moderat 
	Stromwechsel-Bots: Rundum-Sorglos-Paket mit Schönheitsfehlern
	Erwerbsarmut: Trotz Arbeit arm und ausgegrenzt
	Mieterstrom: Wirtschaftlich unattraktiv
	Fasanenstraße 64: Irgendwie bekannte Masche
	Ankauf von 900 Wohnungen durch WBM und Gewobag: Wieder in kommunalen Händen
	Hundegesetz: An die Leine
	Mieterhöhung wegen Sanierungsumlage: Absurde Premiere
	IG Metall: Hohe Mieten nach Modernisierung
	Ausstellungstipp: Historische Mieternöte, aktueller denn je
	„Coral World“: Schnorcheln am Ostkreuz?
	Webtipp: Dating-Portal für Wohnungssuchende und Vermieter
	Sterbeurkunde: Unzumutbare Wartezeiten
	Wohnkosten: Fast jeder zweite Euro fließt in die Miete

	TITEL
	Beschränkte Spielräume
	Kinder im Mietrecht
	Ein anfänglich großbürgerlicher Luxus

	HINTERGRUND
	„Wohnraumversorgung Berlin“ legt Bericht vor: Vorgaben eingehalten
	Nach dem Einbruch: Kühlen Kopf bewahren
	10 Fragen zur Wohnungsrückgabe: Wie eine gute Übergabe gelingt
	Wohnen in außergewöhnlichen Häusern: First Class in der Schlange ist vorbei
	Falschparker: Abgeschleppt und abgezockt?

	MIETRECHT
	Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes

	SERVICE
	Die BMV-Beratungszentren
	Bitte beachten Sie! Hinweise zur Rechtsberatung
	Öffnungszeiten der Beratungszentren
	Geschäftsstelle
	Weitere Beratungsstellen
	Servicetelefon
	Mieterverein Online
	Telefonberatung
	Beratungsangebote rund um die Wohnung
	Zusatzangebote in Kooperation mit Partnern
	Nützliche Links
	Ehrenamtliches Engagement
	Mieterverein bittet um Unterstützung: Wem gehört Berlin?




